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Präambel

Die AfD bekennt sich zum Sozialstaat, zur sozialen Markt-
wirtschaft und zur Solidarität und gegenseitigen Hilfe 
innerhalb unseres Volkes. Unter Anerkennung der enormen 
Leistung der Nachkriegsgeneration beim Aufbau unseres 
Landes und insbesondere der Ausgestaltung der Sozial-
systeme, ist festzustellen, dass sich seit vielen Jahren große 
Veränderungen in der Struktur unseres Bevölkerungsauf-
baus (Demografie) entwickelt haben, die gewaltige Auswir-
kungen auf unsere sozialen Sicherungssysteme haben. Von 
einem Land mit Geburtenüberschuss bis Ende der 60er 
Jahre haben wir uns seit Beginn der 70er Jahre kontinu-
ierlich zu einem der Länder mit der weltweit niedrigsten 
Geburtenrate verändert.

Die Politik der folgenden Jahrzehnte hat dieses Thema 
bewusst unterdrückt und sich damit eines epochalen 
politischen Versagens schuldig gemacht, welches nunmehr 
dazu führt, dass in absehbarer Zeit die Funktionsfähig-
keit großer Teile unseres Sozialstaates in Gefahr ist. Alle 
Berechnungen zeigen, dass insbesondere die Rentenversi-
cherung dringend reformbedürftig ist. Erhebliche Ein-
schnitte stehen uns bevor und je länger sie hinausgezögert 
werden, desto tiefer und schmerzhafter werden sie uns alle 
treffen. Doch statt einer offenen und ehrlichen Debatte 
über die Fakten und das Machbare, wird der Bevölkerung 
vorgegaukelt, dass sich die Probleme mit schmerzfreien 
Anpassungen beheben lassen.

6	 Präambel des Konzepts zur Sozialpolitik

Die AfD ist die einzige Partei im Bundestag, die für diese 
Situation keine politische Verantwortung trägt. Es muss 
festgestellt werden, dass die öffentliche Debatte von den 
Versuchen der anderen Parteien geprägt ist, die eigenen 
Fehler zu vertuschen und die tatsächliche Situation zu 
verschleiern. Es darf aber nicht primär um die Suche nach 
Schuldigen gehen. Stattdessen müssen wir konstruktive 
und gesellschaftlich tragfähige Lösungen finden. 
Dazu benötigen wir Mut zur Wahrheit.

Der vorliegende Leitantrag will einen Weg aus der demo-
grafischen Krise skizzieren, um die Ursache der Schieflage 
langfristig zu beheben, und zudem einen Beitrag dazu 
leisten, die drohende Altersarmut zu vermeiden.
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Die demografische Krise und 
ihre Ursachen 

Die wesentliche Ursache für die Verwerfungen in unseren 
Sozialsystemen ist die demografische Krise. Insbesondere 
Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung beruhen auf 
der Voraussetzung, dass nachfolgende Generationen min-
destens ähnlich groß sind wie die vorhergehenden. Dies ist 
wegen des Geburteneinbruchs seit Anfang der 70er Jahre 
nicht mehr der Fall. Spätestens Anfang der 80er Jahre war 
absehbar, dass es sich bei dieser Entwicklung um einen 
dauerhaften Trend handelt. Zu dieser Zeit hätte mit einer 
aktivierenden Familienpolitik und großen staatlichen 
Kapitalansammlungen reagiert werden müssen. Dies ist 
bis heute unterblieben und wird jetzt die Funktionsein-
schränkung insbesondere des staatlichen Rentenversiche-
rungssystems herbeiführen. Dies bedeutet vor allem, dass 
zukünftige Rentnergenerationen nicht mehr wirkungsvoll 
vor Altersarmut geschützt werden. Da die Maßnahmen zur 
Verbesserung der demografischen Situation in Deutsch-
land erst mit einer Verzögerung von ca. 30 Jahren wirksam 
werden, ist es Aufgabe der Politik, die soziale Infrastruktur 
unter erschwerten Bedingungen funktionsfähig zu halten. 

Die Geburtenrate liegt in Deutschland seit Mitte der 
1970er Jahre weit unterhalb des Niveaus von 2,1 Kindern, 
welches zum Bestandserhalt erforderlich wäre. Bei einer 
Geburtenrate von 1,5 Kindern schrumpft ein Volk um ca. 
30 Prozent pro Generation, was zu einem Zusammenbruch 
der Sozialversicherungssysteme führen muss und den 
kulturellen Erhalt gefährdet.						    
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Für den Geburtenrückgang werden vor allem zwei Gründe 
angeführt: die Erfindung der Anti-Babypille (Pillenknick) 
und die damit verbundene bessere Steuerung der Familien- 
planung sowie das demografische Paradoxon, welches be-
sagt, dass mit zunehmendem Wohlstand die Geburtenrate 
zurückgeht. Beide Gründe  sind auch in anderen Ländern 
zu beobachten und haben unbestritten Einfluss auf den 
Geburtenrückgang. Als vollständige Erklärung reichen sie 
aber bei weitem nicht aus. Nachfolgend soll untersucht 
werden, welche weiteren Faktoren evident sind.

Kinder sind sinnstiftend und eine enorme Bereicherung 
jeder Ehe und Partnerschaft. Sie sind die Zukunft unseres 
Volkes und weitere Glieder in der langen Kette aufeinan-
derfolgender Generationen. Gerade vor diesem Hinter-
grund erfolgt die Untersuchung der Ursachen für Kinder-
losigkeit und -armut.
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Zusammengefasste Geburtenziffer
Kinder je Frau nach Kalenderjahren

1. Finanzielle Gründe

Familien werden in Deutschland finanziell gleich mehrfach 
belastet: Durch die direkten Kosten, die Kinder für Wohn-
raum, Essen, Transport, Urlaub, Ausbildung usw. verur-
sachen. Durch den temporären oder langfristigen Ein-
kommensverzicht der Eltern während der Babypause oder 
Teilzeitarbeit eines Elternteils dem damit verbundenen 
Einkommensverzicht, der mit Babypause oder Teilzeitbe-
schäftigung typischerweise verbunden ist. Darüber hinaus 
durch die Risiken bei einem Wiedereinstieg ins Berufsle-
ben. Hinzu kommen die niedrigeren Rentenansprüche, 
die sich aus einem geringeren Einkommen während der 
Erziehungszeit ergeben.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Eltern die 
Kosten für die Kinder tragen, die später auch die höheren 
Renten für die Kinderlosen erwirtschaften. Die Kosten 
werden individualisiert, die späteren Erträge in Form von 
Rentenbeiträgen und Steuern werden vergesellschaftet. 
Diese elementare Ungerechtigkeit der Lastenverteilung 
wurde mit der Rentenreform 1957 eingeführt und bedarf 
einer dringenden Korrektur.

2. Mehrarbeit, Zeit und Kraft

Neben der finanziellen Belastung kommt die Belastung 
durch zusätzliche Arbeit, z.B. durch Pflege und Aufsicht bei 
Kleinkindern, durch Hausarbeitenbetreuung bei Schul-
kindern und Wertevermittlung bei Jugendlichen hinzu, 
um nur wenige Punkte zu nennen. Des Weiteren zehren 
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altersbedingte Konflikte wie Trotzphasen oder die Los-
lösung in der Pubertät an den Kräften. Diese Faktoren 
werden erheblich verstärkt, wenn sie arbeitsbedingt auf 
den Feierabend konzentriert werden und stehen dann 
besonders den vielen positiven Glücksmomenten mit 
Kindern entgegen. Dies hat bei Entscheidungen für oder 
gegen ein Kind bzw. ein weiteres Kind erhebliche Relevanz.

3. Gesellschaftliche Anerkennung

Das Verhalten in einer Gesellschaft ist stark geprägt von 
der Anerkennung oder der Geringschätzung bestimmter 
Handlungsmuster. In Deutschland wird dabei Familien- 
arbeit vielfach abschätzig bewertet. Die Bezeichnung des 
Erziehungsgeldes als „Herdprämie“ durch viele linke 
Politiker ist dabei entlarvend und eine Beleidigung für alle 
Frauen und Männer, die sich mit großer Hingabe um ihre 
Kinder kümmern, statt sie in eine Krippe oder eine Kita zu 
geben. Hinzu kommt ein vermeintlicher „Feminismus“, 
der den Wert von Frauen ausschließlich an ihrer beruf-
lichen Karriere bemisst und abweichende Lebensentwürfe 
als „altbacken“ und „rückständig“ diffamiert. Dadurch wird 
in Familien und Freundeskreisen ein starker Konformi-
tätsdruck aufgebaut.

4. Partnerschaft und Familie

Eine stabile Ehe oder Partnerschaft bildet die Basis für 
die Geburt von Kindern. In diesem Bereich hat der gesell-
schaftliche Wandel erhebliche Schäden hinterlassen. In 
einer zunehmend auf die eigene Bedürfnisbefriedigung 

Die demografische Krise und ihre Ursachen          13

ausgerichteten, hedonistischen Gesellschaft ist die Bereit-
schaft naturgemäß gering, zugunsten einer stabilen Ehe 
auf eigene Wünsche zu verzichten. Entsprechend hoch ist 
die Trennungsrate.

Weitere Belastungen für Familien gehen von einer höheren 
Mobilität im Arbeitsleben aus, die zu häufigeren Umzügen 
oder sogar getrennten Aufenthaltsorten führt. Negative 
Vorbilder in den Medien runden das Bild ab.

Allen Belastungen zum Trotz zeichnet sich in den letzten 
Jahren eine stärkere Hinwendung der Jugend zu mehr 
Familiensinn ab. Auch die rückläufige Scheidungsquote gibt 
Anlass zur Hoffnung, dass hier bereits eine zarte Korrektur-
bewegung stattfindet.

5. Abtreibungen

Trotz einer leicht sinkenden Abtreibungsrate werden in 
Deutschland jährlich rund 100.000 werdende Kinder 
abgetrieben, was Zahl der Einwohner einer Großstadt ent-
spricht. Die verpflichtende Beratung ist in vielen Fällen zu 
einem formalen Verwaltungsakt degeneriert und befördert 
eine Bagatellisierung dieses Vergehens bei entsprechender 
Erwartungshaltung der Gesellschaft.
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Maßnahmen zur 
demografischen Wende

Während sich alle anderen im Bundestag vertretenen 
Parteien mit der demografischen Katastrophe arrangiert 
haben und damit seit ca. 50 Jahren den stark zeitver-
zögerten Zusammenbruch unserer Sozialsysteme billi-
gend in Kauf nehmen, fordert die AfD die demografische 
Wende. Eine Steigerung der Geburtenrate auf ein be-
standserhaltendes Niveau von 2,1 Kindern pro Frau ist 
die einzige Möglichkeit zur Stabilisierung und zum Erhalt 
unserer Sozialsysteme, aber auch zur Bewahrung unserer 
Kultur und zum Fortbestand unseres Volkes. Dies ist nur 
durch eine aktivierende Familienpolitik möglich. Je früher 
das gelingt, desto geringer werden die Einschnitte in die 
Rentenversicherung sowie in die Pflege- und Kranken-
versicherung ausfallen.

1. Leistungsfähigkeit der Familien erhalten

Insbesondere Familien der mittleren Einkommensschicht 
werden in Deutschland steuerlich stärker belastet als in 
fast allen anderen europäischen Ländern. Die Geburten-
rate ist bei diesen Familien erschreckend gering. Die AfD 
möchte mit dem steuerlichen Familiensplitting hier einen 
Paradigmenwechsel einleiten. Ergänzend sollen Eltern zur 
Herstellung der Lastengerechtigkeit bei der Geburt jeden
Kindes eine Rückzahlung bereits entrichteter Rentenbei-
träge erhalten bzw. von zukünftigen Beiträgen in ent-
sprechender Höhe freigestellt werden, ohne dass die 
spätere Leistung gekürzt wird. Abgerundet wird das 
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Maßnahmenpaket durch einen früheren Renteneinstieg in 
Abhängigkeit der Kinderzahl.

2. Familien unterstützen

Zahlreiche Umfragen belegen, dass sich viele junge Eltern 
in Deutschland statt Mehrfachbelastung und Rollen-
konflikten mehr Zeit für ihre Kinder wünschen. Gerade bei 
Kindern unter drei Jahren ist dies sinnvoll, da eine Fremd-
betreuung mit Entwicklungsrisiken verbunden ist (Groß-
studie „The NICHD Study of Early Child Care and Youth 
Development“, 1991 und 2007). Die AfD möchte für die 
ersten drei Jahre ein Betreuungsgeld einführen, das sich 
als Lohnersatzleistung am bisherigen durchschnittlichen 
Nettolohn der letzten drei Jahre orientiert, gedeckelt auf 
die Höhe des allgemeinen durchschnittlichen Nettogehalts.

Das Kindergeld soll in der vorhandenen Form beibehalten 
werden, die vielfältigen Missbrauchsmöglichkeiten müssen 
aber unterbunden werden. Für im Ausland lebende Kinder 
darf z.B. nur der dort übliche Betrag gezahlt werden.

Für junge Familien und Familien, die nicht von der 
Lastengerechtigkeit (Rückzahlung der Rentenbeiträge bei 
Geburt) profitieren, sollen die Erstanschaffungen bei 
Familiengründung durch einen Ehe-Start-Kredit unter-
stützt werden. BAföG-Empfängern soll bei einer Geburt 
während der Ausbildung bzw. während des Studiums die 
Rückzahlung erlassen werden.

16	 Maßnahmen zur demografischen Wende 

Der Wiedereinstieg von Eltern nach der Babypause soll 
durch nach Kinderzahl gestaffelte Lohnsubventionen an 
die Arbeitgeber vereinfacht werden. Mit einsetzender 
Wirkung der aktivierenden Familienpolitik, muss familien- 
freundlicher Wohnraum gefördert werden, vor allem für 
Mehrkinderfamilien.

3. Familienfreundliches Deutschland

Eine kinderfreundliche Gesellschaft soll als Staatsziel ins 
Grundgesetz aufgenommen werden. Das würde Familien 
substanziell stärken, im Gegensatz zur Aufnahme von 
Kinderrechten, die nur die Herrschaft des Staates über die 
Kinderbetten sichern sollen.

Anstatt Eltern nach der Geburt so schnell wie möglich 
wieder voll ins Berufsleben zu integrieren, sollte eine bin-
dungsorientierte Erziehung gefördert werden, u.a. durch 
die Aufklärung über die Risiken bei der Fremdbetreuung 
während der ersten drei Lebensjahre.

Gleichstellungsbeauftragte sollen durch Familien-
beauftragte ersetzt werden, die familienfreundliche Ent-
scheidungen sicherstellen und somit die aktivierende 
Familienpolitik unterstützen. Staatliche Leistungen und 
Verwaltungsabläufe sollen systematisch auf Familien-
freundlichkeit untersucht und angepasst werden.

Über soziales Marketing soll für Familiengründungen 
geworben und über die damit verbundenen Leistungen 
informiert werden.

Maßnahmen zur demografischen Wende        17



4. Stabile Partnerschaften — Glückliche Familien

Alle Bestrebungen zur Frühsexualisierung der Kinder im 
Kindergarten oder in der Grundschule müssen wirksam 
unterbunden werden. Dort, wo über Gender-Mainstrea-
ming versucht wird, Kinder und Jugendliche in ihrer 
sexuellen Identität zu verwirren, oder die beiden Ge-
schlechter als gesellschaftliche Konstrukte dargestellt 
werden, müssen die Inhalte auf streng wissenschaftlich 
fundierte Erkenntnisse zurückgeführt werden. Das bedeutet 
nach aktuellem Stand eine Einstellung des Marketings für 
Gender-Mainstreaming.

Ehe und Partnerschaft sollen als Inhalt in die Lehrpläne 
aufgenommen werden. Jugendliche sollten früh über den 
Wert einer stabilen Partnerschaft und Familie informiert 
werden und ihnen sollten, die kommunikativen Fähigkei-
ten vermittelt werden, dies zu erreichen.

Im Fall von Trennungen soll die gemeinsame Erziehung 
gefördert werden. Die Väterrechte sollen so gestärkt 
werden, dass auch Trennungskinder mit Bezugspersonen 
beider Geschlechter aufwachsen.

5. Willkommenskultur für Kinder

Schwangerschaftsberatungen müssen in Zukunft flächen-
deckend ergebnisoffen und mit transparenten Qualitäts-
standards durchgeführt werden. Dabei ist insbesondere 
über den Entwicklungsstand der ungeborenen Kinder, z.B. 
über Ultraschallbilder, zu informieren. Ebenfalls muss 
über mögliche Spätfolgen einer Abtreibung aufgeklärt 
werden, wie z.B. das Post-Abortion-Syndrom (PAS).

18	 Maßnahmen zur demografischen Wende 

Adoptionen müssen vereinfacht werden, um als Alternative 
zur Abtreibung stärker in Betracht gezogen zu werden. 
Darüber sollte die anonymisierte Meldepflicht für Ärzte für 
Abtreibungen umgesetzt werden, um gesicherte Statistiken 
zu erhalten.

6. Zuwanderung ist keine Lösung

Die demografische Situation in Deutschland wird oft als 
Argument für eine massive Zuwanderung verwendet. 
Leider erfolgt dies grundsätzlich ohne Nennung von  
Zahlen und Fakten. Laut einer Berechnung der UN müss-
ten jährlich 3,4 Millionen Migranten einwandern, um den 
für die Rentenversicherung so wichtigen Altersquotienten 
konstant zu halten (Quelle: United Nations Population 
Division, Replacement Migration: Is It a Solution to 
Declining and Ageing Populations?, New York 2011). 
Soll diese massive Zuwanderung zur Stabilisierung der 
Sozialversicherungen beitragen, müssten die Migranten 
das gleiche Durchschnittseinkommen aufweisen wie die 
deutsche Bevölkerung. Gerade in diesem Segment hat 
Deutschland aber eine Nettoabwanderung, weil hochqua-
lifizierte Arbeitskräfte in anderen Ländern offensichtlich 
bessere Lebensbedingungen vorfinden als in Deutschland. 
Dieser Lösungsweg erweist sich insofern als unrealistisch. 
In der Vergangenheit erfolgte demgegenüber eine massive 
Zuwanderung von Geringqualifizierten, die die Sozialsysteme 
zusätzlich belasten und damit das Problem vergrößern.

Unabhängig von den reinen quantitativen Betrachtungen 
müssen bei den im Raum stehenden Zuwanderungszahlen 
aber natürlich auch die kulturellen und zivilisatorischen 
Änderungen berücksichtigt werden, die durch Migration 
verursacht werden und bereits heute unser Land spürbar 
verändern.
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Die Bedeutung von Kultur, Bildung 
und Forschung für den Erhalt der 
sozialen Sicherungssysteme

Deutschland pflegt seit Jahrhunderten sein Kulturerbe, 
beginnend mit der deutschen Sprache, aber auch sein 
Arbeitsethos, seine Wissenskultur, sein enormer Erfin-
dungsreichtum, seine Schaffenskraft, sein Arbeitsver-
ständnis sowie seine Leistungsbereitschaft und -gerech-
tigkeit sind identitätsstiftend. Zu unserer Kultur gehören 
selbstverständlich die schönen Künste, Traditionen, 
Wettbewerb und lokale Besonderheiten. Vor allem das 
Ehrenamt, die Freiwilligendienste, Vereinsarbeit sowie 
tradierte Werte und Tugenden wie Gemeinsinn, Eigenver-
antwortung, Ordnung, Disziplin, Fleiß, Pünktlichkeit und 
Tatkraft zählen dazu.

Deutschland ist ein Land ohne große Rohstoffvorkommen. 
Die Grundlage unseres wirtschaftlichen Erfolges liegt in 
der Produktivität der großen Industriekonzerne und vielen 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU). Ihr Erfolg 
ist die wesentliche Voraussetzung dafür, dass der Staat 
Steuern und Abgaben erheben kann, um damit die sozialen 
Sicherungssysteme auf Dauer zu erhalten. Umgekehrt 
muss der Staat die Rahmenbedingungen schaffen, dass 
junge Menschen ihren Fähigkeiten entsprechend lernen 
und so ausgebildet werden, dass sie die Anforderungen 
einer hochmodernen Arbeitswelt erfüllen können. Dieser 
Aufgabe wird der Staat immer weniger gerecht, wie der 
Nationale Bildungsbericht von 2018 anschaulich darlegt.
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Demnach haben 17 Prozent der arbeitsfähigen Erwach-
senen in Deutschland gar keinen beruflichen Abschluss. 
In einigen westdeutschen Bundesländern, etwa in Nord-
rhein-Westfalen und Bremen, sind es sogar über 20 
Prozent. In Ostdeutschland sind hingegen nur sieben 
Prozent der Erwachsenen ohne Berufsabschluss.

Die Ursachen für diese Diskrepanzen und das Abschmelzen 
deutscher Tugenden sind zum einen in der verfehlten 
Bildungspolitik der über Jahrzehnte rot-grün regierten 
Länder zu suchen. Zum anderen erklären sich die Unter-
schiede zwischen Ost- und Westdeutschland durch die 
Zuwanderung von wenig gebildeten und gering qualifizier-
ten Migranten seit den 60er Jahren, von der die ost-
deutschen Länder nicht betroffen waren. Kinder dieser 
Migranten, insbesondere aus der Türkei und dem 
arabischen Raum, bringen eine andere Kultur mit sich, die 
auch im Gastland an den Nachwuchs weitergegeben wird. 
So haben Migranten aus diesen Regionen auch noch in 
der zweiten und dritten Generation deutlich schlechtere 
Leistungen als Schüler ohne Migrationshintergrund, wie 
die regelmäßigen PISA-Vergleiche zeigen. Unser Bildungs-
system ist laut offiziellen Bildungs- und Migrations-
berichten offenbar nicht in der Lage, auch über einen 
längeren Zeitraum diese Nachteile auszugleichen und 
unsere Kultur, Bildung und Wissen zu vermitteln.

Der Nationale Bildungsbericht (2018) weist aus, dass 
37 Prozent aller Migranten keinen Berufsabschluss haben. 
Betrachtet man nur die Zuzugsjahre ab 2014, waren
 53 Prozent ohne Abschluss. Bei den Herkunftsländern 
Türkei, Syrien, Irak und Afghanistan waren fast 70 Pro-
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zent ohne Berufsabschluss. Von der Gruppe der „Schutz- 
und Asylsuchenden“ hatten 76 Prozent gar keine Aus-
bildung (Nationaler Bildungsbericht 2018, S. 56).

Derzeit sieht es danach aus, dass nach dem Willen der 
Bundesregierung und der etablierten Parteien ein großer 
Teil dieser Migranten in Deutschland bleiben soll. Man 
kann sich leicht ausmalen, was dies angesichts der oben 
dargestellten Problematik zuerst für unser Bildungs-
system und dann auch für die sozialen Sicherungs-
systeme bedeutet: Der überwiegende Teil dieser Migran-
ten wird im Bildungssystem scheitern, keine qualifizier-
ten Tätigkeiten übernehmen können und dauerhaft auf 
staatliche Transferleistungen angewiesen sein.

Bildungsstand und Bildungsfähigkeit müssten deshalb 
zentrale Kriterien bei einer derzeit noch nicht erkenn-
baren Migrationsstrategie der Bundesregierung sein. 
Die derzeitige Politik führt hingegen zu einer Abwande-
rung von gut ausgebildeten Leistungsträgern.

Auch unseren Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
kommt eine entscheidende Rolle zu, wenn es um den 
langfristigen Erhalt der sozialen Sicherungssysteme geht. 
Industrie und Forschung ist dringend auf hochqualifi-
ziertes Personal angewiesen, das nur zu einem kleinen 
Teil aus dem Ausland angeworben werden kann.

Wir sehen mit Sorge, dass die Leistungen deutscher 
Schüler nur noch ein Mittelmaß erreichen. In der Mathe-
matik und den Naturwissenschaften, deren Verständnis 
grundlegend für technische Innovationen und den not-
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wendigen Produktivitätsfortschritt ist, liegen diese in allen 
internationalen Leistungsvergleichen weit hinter Japan 
und Korea. Nur mit einer Kurskorrektur in der Bildungs-
politik hin zu höherer Leistungsfähigkeit in mathematisch-
naturwissenschaftlichen Disziplinen können die deutschen 
Schüler von heute und damit unsere Fachkräfte von 
morgen wettbewerbsfähig sein.

Die jährlichen Ausgaben für die Bewältigung der Asyl- 
und Migrationsfolgen übersteigen inzwischen den Etat 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, der 
mehr als 18 Milliarden Euro umfasst. Statt Investitionen 
in die Asyl- und Migrationsindustrie brauchen wir massive 
Investitionen in Kultur, Bildung und Forschung, wenn wir 
die Leistungsfähigkeit unserer Sozialsysteme langfristig 
erhalten wollen und eine markante kulturelle Schwer-
punktsetzung.

Bildungsinstitutionen müssen sich wieder auf ihre 
Kernaufgaben konzentrieren: Den jeweiligen Potenzialen 
entsprechende Vermittlung und Weitergabe von Wissen, 
Kompetenz und Kultur in politisch neutraler und äußerlich 
differenzierter Umgebung.

Mündige, selbstdenkende Staatsbürger zu bilden, ist 
oberstes Bildungsziel. Die zunehmende Politisierung der 
Schulen ist sofort zu beenden. Konkret müssen das 
familienzerstörende Gender-Mainstreaming, die Früh-
sexualisierung und Projekte wie „Schule mit Courage, 
Schule gegen Rassismus“ oder „Demokratie leben“ sofort 
beendet werden.
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Bildungsexperimente wie die Einheitsschule und die Inklu-
sion um jeden Preis sind nicht bildungsgerecht und verhin-
dern, dass junge Menschen zu der für sie besten Bildung 
gelangen können. Die sozialen Sicherungssysteme werden 
die Folgelasten nicht tragen können. Eine nachhaltige Ver-
armung und Verelendung breiter Bevölkerungsschichten 
wird die unabweisbare Folge sein.
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Die Ausgangslage

Die gesetzliche Rentenversicherung ist das größte Sozial-
versicherungssystem unseres Staates. 2018 gehörten ihm 
auf der Aktivseite 55 Millionen Menschen an. Auf der 
Passivseite, als Leistungsempfänger, standen denen 21 
Millionen Rentner gegenüber, von denen 4,1 Millionen 
mehrfache staatliche Renten bezogen. Es gab daher 25 
Millionen Rentenleistungsfälle. Das Verhältnis von Bei-
tragszahlern zu Altersrentnern betrug 1962 6 zu 1, 1992 2,7 
zu 1 und 2017 2,1 zu 1. Die Zahl der Leistungsfälle betrug 
1990 15 Millionen und ist seither Jahr für Jahr, insge-
samt in dieser Zeit um 60 Prozent, angestiegen bis auf das 
heutige Niveau, und dies bei einer ungefähr gleich großen 
Gesamtbevölkerung. Zudem hat sich die durchschnittliche 
Dauer der Rentenleistungszeit über die Jahrzehnte ste-
tig erhöht, insbesondere deswegen, weil sich die durch-
schnittliche Lebenszeit der Rentner beiderlei Geschlechts 
stetig erhöht hat. Sie stieg von rund 70 Jahren in den 60er 
Jahren auf heute rund 80 Jahre an. Dem gegenüber hat 
sich das faktische Renteneintrittsalter seit den 60er Jahren 
lediglich von rund 60 auf 64 Jahre erhöht. Beides zusam-
mengenommen führt zu einer Verlängerung der Renten-
leistungsdauer von 10 Jahren im Jahr 1966 auf 20 Jahre 
im Jahr 2018, sonach zu einer Verdopplung.

Die Einnahmen der Deutschen Rentenversicherung (DRV) 
betrugen 2018 312 Mrd. Euro, denen Ausgaben in Höhe 
von 307 Mrd. gegenüber standen. Dabei hat die Einnah-
meseite zwei Besonderheiten, die bei allen anderen sozia-
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len Sicherungssystemen nicht vorkommen. Der Hauptteil 
der Einnahmen, etwa 70 Prozent, stammt aus Beiträgen, 
die von den Versicherungsnehmern (sog. aktiv Versicher-
te) aufgebracht werden, die selbst noch keine Rentenleis-
tung beziehen. Die restlichen 30 Prozent der Einnahmen 
werden als Transferleistungen aus dem Bundeshaushalt 
geleistet, ein Betrag von etwa 90 Mrd. Euro. Das bedeu-
tet, dass die Rentenleistungen von den Generationen der 
Erwerbstätigen finanziert werden, bezüglich der Beiträge 
vollständig und bezüglich der Steuertransferleistungen 
zum überwiegenden Teil. Daher der Begriff des Generatio-
nenvertrags für diese Art der Finanzierung.

Die dargestellte Unterteilung der Bevölkerung in eine 
Gruppe der Rentenfinanzierer und eine andere der 
Rentenbezieher hat zur Folge, dass für die Lastentragung 
der erwerbstätigen Bevölkerung von entscheidender 
Bedeutung ist, wie groß diese Gruppe der Beitrags-
zahler im Verhältnis zur Zahl der Rentner ist. Je größer die 
Population der erwerbstätigen Bevölkerung im Verhältnis 
zur Rentnerpopulation ist, desto leichter lässt sich die 
Finanzierungslast eines solchen Umlagesystems tragen 
und umgekehrt. Daher kommt dem Größenverhältnis der 
beiden Gruppen zueinander und seiner generativen Verän-
derung eine entscheidende Bedeutung zu. Die Stärke-
verhältnisse dieser beiden Gruppen zueinander werden in 
einem „Altenquotienten“ ausgedrückt. Er stellt die Kopf-
stärke der Rentnergenerationen zur Größe der Generatio-
nen der Menschen im erwerbsfähigen Alter in einer 
Prozentzahl dar, konkret die Population der über 65-jähri-
gen im Verhältnis zur Population der 20- bis 64-Jährigen.
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Im Schaubild 1 (Veränderung des Altenquotienten in 
EU/USA 2013 – 2050) ist die Veränderung des Alters-
quotienten für Deutschland, einige EU-Länder, der EU28 
insgesamt und der USA dargestellt. Markant tritt dabei die 
zukünftige Vergrößerung der Rentnerpopulation im Ver-
hältnis zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in allen 
Ländern in Erscheinung. Besonders markant zeigt sich 
jedoch diese Entwicklung für Deutschland und dies insbe-
sondere in der Zeitspanne von heute bis zur Mitte der 30er 
Jahre (fett gezeichnete rote Kurve). Während derzeit die 
Kohorte der über 65-jährigen kleiner als 40 Prozent bezo-
gen auf die Bevölkerungszahl der Erwerbsgenerationen ist, 
wird sie in nur 15 Jahren auf 60 Prozent anwachsen. Wie 
aus dem Schaubild ersichtlich, findet sich diese Steigerung 
des Quotienten und dies in so naher Zeit in keinem ande-
ren zum Vergleich herangezogenen Land. Das heißt von 
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Veränderung des Altersquotienten in EU/USA 2013-2050
(Anzahl der über 65-jährigen auf 100 20- bis 64-jährige)
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dieser unter dem Gesichtspunkt der Finanzierungslast von 
Renten im Umlagesystem sich darbietende Verschlechte-
rung der demografischen Situation ist kein Vergleichsland 
so gravierend betroffen wie Deutschland.

In Vorausschau auf diese Entwicklung wurde, der 
damaligen „Rürup-Kommission“ folgend, in den Jahren 
2002/2003 von der Politik ein sog. demografischer Faktor 
in die Rentenberechnungsformel eingebaut, welcher einen 
Interessenausgleich zwischen den Generationen im 
Erwerbs- und im Rentenalter herstellen sollte.

Im Schaubild 2 ist die Ausgabenentwicklung der gesetz-
lichen Rentenversicherung von 2015 bis 2029 dargestellt 
(Quelle: Rentenbericht BMAS 2015). Das Status-quo-Sze-
nario (graue Säulen mit dunklen Zahlen) zeigt den zeitli-
chen Ablauf nach den Regeln des geltenden Rentenrechts 
und bestimmten Hochrechnungen zu Wirtschafts- und 
Lohnentwicklungen. Ihm liegt eine leichte Absenkung der 
sog. Eckrente (ein fiktives Nettorentenniveau, das erzielt
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wird nach 45-jähriger Beschäftigung mit durch-
schnittlicher Entlohnung, ausgedrückt in Prozent des 
Durchschnittsverdienstes aller Arbeitnehmer (AN) nach 
Abzug der Arbeitnehmersozialbeiträge) von rund 47 auf 
44 % zugrunde. Die gelbe bzw. die blaue Linie zeigen die 
Ausgaben für den Fall, dass das Eckrentenniveau bei 
47,5 Prozentpunkten eingefroren wird bzw. auf 
50 Prozentpunkte erhöht wird.

Im Schaubild 3 sind die zusätzlichen jährlichen Ausga-
ben in Milliarden Euro für die Szenarien 47,5 und 50 noch 
einmal gesondert dargestellt.
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Ausgabeentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung 
in drei Szenarien:

Zusätzliche Ausgaben der Gesetzlichen Rentenversicherung
gegenüber der mittleren Variante des Rentenversicherungsberichts bei einem 
garantierten Sicherungsniveau vor Steuern von ... Prozent Milliarden Euro
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Im Schaubild 4 wird die Steigerung der Beitragssätze der 
Rentenversicherung dargestellt für das Status quo-Szena-
rio und die beiden Varianten 47,5 bzw. 50 Prozent bei der 
Eckrente. Die Endpunkte der Umlagesätze für diese Fälle 
liegen dann gegenüber heute (18,7 Prozent der Bruttolöh-
ne) bei knapp über 23 bzw. 25 Prozent. Die Anhebung der 
Beitragssätze belastet die Beitragszahler pro Beitragspunkt 
mit 13 Mrd. Euro und erhöht damit die Einnahmen der 
Rentenversicherung um den jeweiligen Betrag.
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Reform der Rentenversicherung

1. Freiheit beim Renteneintritt

Der Renteneintritt ist eine individuelle Entscheidung. 
Manche gehen in ihrer Arbeit auf, haben großen Freude 
daran und wollen so lange wie möglich arbeiten. Andere 
haben für ihren Lebensabend andere Pläne, wollen mehr 
Zeit mit dem Partner verbringen, auf Reisen gehen oder 
sich um die Enkelkinder kümmern. Wir wollen deshalb 
jedem ermöglichen, länger zu arbeiten und im Einverneh-
men mit dem jeweiligen Arbeitgeber, zum individuellen 
Wunschzeitpunkt den Ruhestand anzutreten. Die Renten-
höhe hängt dabei von den eingezahlten Beiträgen und dem 
Renteneintritt ab. Wer länger arbeitet, bekommt entspre-
chend mehr Rente.

Zur Berechnung der Rentenhöhe wird das Regelrenten-
alter nach SGB herangezogen. Wer früher in den Ruhe-
stand geht, muss entsprechende Abschläge in Kauf 
nehmen.

Wer auf der anderen Seite über das Regelrentenalter hin-
aus arbeitet, sammelt weitere Rentenpunkte und bekommt 
entsprechend eine höhere Rente.

Das allgemeine Rentenniveau muss sowohl die Interessen 
der arbeitenden Bevölkerung als auch der Rentner berück-
sichtigen und einen Ausgleich schaffen. Es muss deshalb 
auf Grundlage der Lebenserwartung und des Beitragsauf-
kommens kontinuierlich angepasst werden.
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Beitragssatzentwicklung der drei beschriebenen Szenarien:
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Auf Basis der Annahmen für mittlere Variante (und das mittlere Beschäftigungsszenario) des Rentenversicherungs-
berichts der Bundesregierung 2015; Status-quo-Szenario: Sicherungsniveau vor Steuern sinkt bis auf 44,6 Prozent 
im Jahr 2029.  Quellen: BMAS 2015, 37 ff.; eigene Berechnungen



2. Altersarmut verhindern

Wer lange in die Rentenkasse eingezahlt hat, sollte auch 
bei einem geringeren Einkommen bessergestellt werden 
als Personen, die größtenteils arbeitslos waren. Dies wird 
erreicht, indem 25 Prozent der Altersrente nicht auf die 
Grundsicherung im Alter angerechnet wird. Auf diese 
Weise wird Altersarmut verhindert oder zumindest deutlich 
verringert. Während der Erwerbsphase lohnt es sich damit, 
auch Tätigkeiten mit geringem Einkommen anzunehmen, 
aus denen ja teilweise auch höherbezahlte Beschäftigungs-
verhältnisse entstehen. Soziale Gerechtigkeit ist ein inte-
graler Bestandteil der AfD-Politik, muss aber immer auch 
zur Eigenverantwortung anregen.

3. Abschaffung der Politikerpensionen

Arbeitnehmern, die 45 Jahre und länger für eine Altersver-
sorgung arbeiten müssen, ist es nicht vermittelbar, dass 
Politiker bereits nach wenigen Jahren hohe Pensions-
ansprüche sammeln. Das ist vor allem kritisch, weil die 
Nutznießer dieser Gesetze selbst darüber bestimmt haben. 
Damit muss Schluss sein. Politiker sollen wie andere 
Arbeitnehmer auch in die gesetzliche Rentenversicherung 
einzahlen. Damit könnte auch die Politikverdrossenheit 
reduziert werden, weil die Ruhestandsregelung der 
Politiker ebenfalls für die Mehrheit der Erwerbstätigen 
gelten würde.

34	 Reform der Rentenversicherung

4. Einbeziehung neu eingestellter Staats-                    	
    bediensteter durch Reduzierung des Beamten-	
    status auf originär hoheitliche Aufgaben

Beamte sind das Rückgrat der deutschen Verwaltung 
und eine wesentliche Stütze für das im internationalen 
Vergleich hervorragende deutsche Staatswesen. Die hohe 
Loyalität der Beamten beruht auf Gegenseitigkeit und ist 
eng mit den Pensionen verbunden. Die AfD möchte diese 
deshalb beibehalten, allerdings die Verbeamtung auf rein 
hoheitliche Aufgaben beschränken, wie z.B. bei Bundes-
wehr, Zoll, Polizei, Finanzverwaltung und Justiz. Auf diese 
Weise wird ein Großteil der künftigen Staatsbediensteten 
in die gesetzliche Rentenversicherung aufgenommen.

5. Altersvorsorge für Selbständige

Die Einkommensspanne bei Selbständigen reicht von 
unauskömmlichen Einkommensverhältnissen bis hin zu 
Spitzenverdiensten. Um eine mögliche spätere Abhängig-
keit von der Grundsicherung im Alter zu verhindern, soll 
für Selbständige eine Altersvorsorge eingeführt werden. 
Selbständige werden insofern grundsätzlich in die gesetz-
liche Rentenversicherung aufgenommen, können aber bei 
Nachweis einer privaten Altersvorsorge austreten bzw. die 
Beitragszahlungen suspendieren.
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6. Lastengerechtigkeit zwischen Familien und 		
    Kinderlosen herstellen

Wie bereits im Demografieteil erläutert wurde, existiert 
eine erhebliche Ungerechtigkeit bei der Verteilung der 
Lasten zwischen Familien und Kinderlosen. Die Familien 
tragen die Lasten der Kindeserziehung; die späteren 
Leistungen der Kinder, insbesondere in der Rentenver-
sicherung, kommen aber vor allem den Kinderlosen zu 
Gute. Die AfD möchte hier einen Ausgleich herstellen, 
indem Familien für jedes Kind 20.000 Euro Beiträge der 
Eltern zur Rentenversicherung aus Steuermitteln erstattet 
bekommen, ohne dass sich die Rentenansprüche dadurch 
verringern. Wurden noch keine Beiträge in entsprechender 
Höhe gezahlt, erfolgt eine Anrechnung auf zukünftige 
Rentenbeiträge. Die Eltern werden dadurch in dem 
Lebensabschnitt unterstützt, in dem die Kosten für die 
Kinder anfallen und ggf. ein Elternteil vollständig oder 
teilweise auf das Erwerbseinkommen verzichtet. Dies wird 
nicht nur die Entscheidung für ein (weiteres) Kind verein-
fachen, sondern insgesamt viel Leistungsdruck aus den 
Familien nehmen und damit die Trennungsquote reduzieren.

7. Private Vorsorge stärken

Seit den 2000er Jahren werden in Deutschland Formen 
der privaten Altersvorsorge staatlich gefördert. Die Förde-
rungsstruktur von Riester-, Rürup- und Eichel-Rente lässt 
den Sparern jedoch nur geringe Entscheidungsfreiräume 
bei der Ausgestaltung ihrer Sparpläne und bringt überdies 
hohe Bürokratiekosten mit sich. Die Sparanreize, die der 
Staat auf diese Weise setzt, sind ineffektiv. Daher sollte 
diese Art der Einkommensteuerbefreiung bei der kapital-

gedeckten Altersvorsorge auslaufen und durch flexiblere 
sowie unbürokratischere Modelle ersetzt werden. 
Insbesondere sollten Sparer im Rahmen dieser Modelle 
frei entscheiden können, wie sie ihr Geld während der 
Ansparphase anlegen und die Mittel nach Erreichen des 
Rentenalters nutzen. Pro geborenem Kind mit deutscher 
Staatsangehörigkeit und Lebensmittelpunkt in Deutsch-
land soll der Staat außerdem eine zusätzliche Einzahlung 
in Höhe von 100 Euro pro Monat bis zum 18. Lebensjahr 
in die Spardepots der jeweiligen Kinder tätigen. Die Höhe 
dieses Beitrags ist regelmäßig vom Gesetzgeber dem Verlauf 
der Inflation anzupassen und entsprechend zu erhöhen.

8. Ungerechtigkeiten bei der Überleitung der 		
    Ostrenten beseitigen

Bei der in den 90er Jahren erfolgten Rentenüber-
leitung mit dem Rentenüberleitungsgesetz und dem An-
spruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz ist es zu 
Überführungslücken gekommen. Die im differenzierten 
Alterssicherungssystem der DDR enthaltenen spezifischen 
Regelungen für die verschiedenen Berufsgruppen wurden 
nur teilweise adäquat umgesetzt. Nach dem Auslaufen von 
Übergangsregelungen ergeben sich erhebliche Unter-
schiede je nach Rentenbeginn. Für die Härtefälle und gro-
ben Unbilligkeiten im Rentenüberleitungsprozess soll ein 
Ausgleich durch eine Fondslösung geschaffen werden.
Im Rahmen der Fondslösung sind den Betroffenen pau-
schalisierte Einmalzahlungen in angemessener Höhe zu 
gewähren. Bei der Bemessung der Einmalzahlungen soll 
– soweit dies möglich ist – an die zurückgelegte Betriebs-
zugehörigkeit angeknüpft werden.
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Ausblick
In Zeiten einer sich rasant ändernden Arbeitswelt - mit 
zunehmender Digitalisierung, Auflösung tradierter Arbeit-
nehmer-Arbeitgeber-Beziehungen und disruptiver Lebens-
läufe stellt sich die Frage, ob ein Umlagesystem langfristig 
zukunftsfähig ist, welches auf einer starren Unter-
scheidung in umlagepflichtige und umlagebefreite 
Tätigkeiten beruht.
Eine steuerbasierte Altersvorsorge könnte die Vorteile 
haben, dass der Faktor Arbeit entlastet und durch Auto-
matisierung und Digitalisierung entstandene Wertschöpfung 
in die Finanzierung einbezogen würde; sie bezöge alle 
Gesellschaftsschichten ein und bedürfte keiner eigenen 
Verwaltungsstruktur. Grundgedanke dieses steuer-
basierten Systems ist, dass alle Steuerzahler auf der einen 
Seite die Altersversorgung der Rentnergeneration finan-
zieren und dadurch auf der anderen Seite Ansprüche auf 
eigene Leistungen im Alter aufbauen. Für Anspruchsbe-
rechtigte würde eine Grundrente gezahlt, die deutlich über 
dem Niveau der Grundsicherung zu liegen käme. Auf diese 
Weise würde die aktuell zu beobachtende Altersarmut 
weiter Bevölkerungsschichten in Zukunft verhindert.
Ein derartiges System kann aber nur zusammen mit einer 
umfassenden Steuerreform realisiert werden, welche die 
unüberschaubaren Steuerarten und -ausnahmen durch ein 
einfaches Grundsystem mit wenigen Steuerarten und fast 
ohne Ausnahmetatbestände ersetzt. Die Alternative für 
Deutschland wird sich der Diskussion über eine weiter-
gehende Steuer- und Rentenreform nicht verschließen.
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Leitlinien zur Gesundheitspolitik

1. Gesetzliche und private Krankenversicherung 	
   (GKV und PKV) stabilisieren

Das derzeitige „Duale System“ aus gesetzlicher (GKV) 
und privater Krankenversicherung (PKV) muss erhalten 
bleiben. Die Versicherung über die PKV ist ein privat-
wirtschaftlicher Vertrag zwischen zwei Parteien, der aus 
verfassungsrechtlichen Gründen nicht einfach aufgehoben 
werden kann. Der Wettbewerb zwischen GKV und PKV um 
Versicherte mit einem Einkommen oberhalb der Versiche-
rungspflichtgrenze ist sinnvoll. Will die GKV nämlich ver-
hindern, dass diese „Besserverdienenden“ durch attraktive 
Angebote zur PKV abwandern, darf das Leistungsangebot 
der GKV nicht allzu sehr von der PKV abweichen. Das 
Leistungsangebot der GKV kommt aber allen Versicherten 
zugute, weshalb auch alle von diesem Wettbewerb 
profitieren. Ohne Wettbewerb besteht die Gefahr, dass das 
Leistungsangebot der GKV bei finanziellen Schieflagen 
nach unten angepasst wird. Es würde sich in einer 
„Einheitskasse“ zur „Holzklasse“ entwickeln.

2. Prüfwesen verbessern: Medizinischer Dienst im 	
    Gesundheitswesen (MDG) ersetzt MD

Wir wollen den Prüfdienst der ambulanten Versorgung 
und den MD (Medizinischer Dienst der Krankenkassen) in 
einem neu zu schaffenden MDG auf Länderebene zusam-
menfassen und mit erweiterten Kompetenzen versehen. 
Ziel dieses neuen MDG ist die Gewährleistung von Versor-
gungsqualität UND Kostenkontrolle. Der MDG soll unab-
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hängig von Kostenträgern und Leistungserbringern sein. 
Diese Unabhängigkeit muss durch eine organisatorische 
Selbständigkeit sowie durch eine paritätische Finanzie-
rung, Organisation und Verwaltung (Kostenträger und 
Leistungserbringer) sichergestellt sein.

3. Ambulante Versorgung effektiver gestalten

Patientenversorgung verbessern – Wartezeiten 
verkürzen – Budgetierung beenden

Die Probleme einer alternden Gesellschaft, die mehr 
medizinische Betreuung braucht, darf man nicht durch 
eine Begrenzung von Behandlungskapazitäten lösen. Vor 
allem, wenn die Wartezeiten auf ambulante Behandlungen 
schon heute unzumutbar lang sind. Die Aufhebung dieser 
Budgetierung und die Einführung einer Einzelleistungs-
vergütung in der GKV sind deshalb unerlässlich. Um einer 
nicht medizinisch notwendigen Behandlungsausweitung 
entgegenzuwirken, setzen wir auf folgende Maßnahmen:

• Angebot von „Gleitenden Bonussystemen“ für Patienten 	
   mit gestaffelten Beitragsrückvergütungen.
• Prüfungen durch den neu zu schaffenden Medizinischen 	
   Dienst im Gesundheitswesen (MDG)

Zur Gegenfinanzierung des übrigen finanziellen 
Mehrbedarfs wollen wir:
• Überversorgung beseitigen: z.B. durch Zielverein-
   barungen zwischen Kassen und KVen Medikamenten-     
   überversorgungen verringern.
• Den finanziellen Mehrbedarf durch Übergangsregelungen    
   stufenweise anpassen.
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4. Stationäre Versorgung sichern

4.1 Das unflexible Abrechnungssystem 
     „DRG-Fallpauschalen“ sinnvoll ersetzen
Die Verweildauern der Patienten wurden durch das 
DRG-Abrechnungssystem zwar deutlich gesenkt. 
Es verursacht aber Ungleichgewichte, die insbesondere die 
Krankenhäuser in der Fläche und die Universitätskliniken 
in wirtschaftliche Bedrängnis bringen. Wir fordern, das 
DRG-System durch Klinik-Individualvereinbarungen zu 
ersetzen. Diese Individualvereinbarungen zwischen 
Kliniken und den Krankenkassenverbänden eines Bundes-
landes werden auf der Basis folgender Kriterien getroffen: 
Der klinischen Leistungen, der Prüfungsergebnisse des 
MDG, dem Versorgungsbedarf der Bevölkerung (insbeson-
dere auch auf dem Land) und der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit eines Krankenhauses.

4.2 Stationäre medizinische Versorgung im 
      ländlichen Raum erhalten
Aus Kostengründen werden immer mehr Krankenhäuser 
in ländlichen Gebieten geschlossen, insbesondere Geburts-
hilfestationen und Kinderstationen abgebaut. Wir fordern 
den Erhalt einer flächendeckenden Versorgung auch nach 
dem objektiven Bedarf und nicht nur nach Kosten-
Nutzen-Aspekten.

4.3 Privatisierungen von Krankenhäusern und 
      Pflegeeinrichtungen begrenzen
Die zunehmende Privatisierung von Akutkrankenhäusern 
und stationären Pflegeeinrichtungen sehen wir kritisch. 
Eine leistungsfähige stationärmedizinische Infrastruktur 
muss primär Aufgabe der öffentlichen Hand bleiben. 
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Ab einem bestimmten Privatisierungsgrad (z.B. ab 40%) 
in einem Bundesland muss der Gesetzgeber regulierend 
einschreiten.

5. Arzneimittelversorgung verbessern

5.1 Verfügbarkeit und Sicherheit von Arzneimitteln in   
      Deutschland gewährleisten
Lieferengpässe, Versorgungslücken und Arzneimittelskan-
dale in Deutschland bedürfen dringend einer Beseitigung. 
Sie sind durch systembedingte Fehlentwicklungen bedingt, 
denen die AfD mit folgenden Forderungen begegnet:
• Die zuständigen Überwachungsbehörden müssen ihrer 
   Verantwortung gerecht werden.
• Bei der Auswahl der nach Deutschland exportierenden     
   Länder müssen rechtliche, organisatorische und 
   medizinische Standards garantiert sein.
• Die für Apotheken verpflichtende Importquote für 
   Arzneimittel wird umgehend ersatzlos gestrichen.
• Der Arzneimittelgroßhandel wird verpflichtet, 
   versorgungsrelevante Arzneimittel mindestens für einen      
    Zwei-Monatsbedarf vorrätig zu halten.
• Monopole in der Arzneimittelherstellung verursachen   
   erhebliche Risiken für die Arzneimittelqualität und die    
   -verfügbarkeit. Da Rabattverträge dafür Mitursache sind,     
   sind sie abzuschaffen und durch Ausweitungen des Fest-
   betragsmarktes, der auch rückwirkenden Erweiterung 
   der Nutzenbewertung von Medikamenten auch des 
   patentgeschützten Markts und durch Anpassungen der 
   Herstellerrabatte zu ersetzen.
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5.2 Mehrwertsteuer auf Arzneimittel absenken
Zur zusätzlichen Gegenfinanzierung fordern wir die Absen-
kung der Mehrwertsteuer von 19% auf 7% (wie in 25 der 27 
EU-Staaten üblich). Wir wollen die Wertigkeit der Arznei-
mittel an die der Lebensmittel angleichen.

6. Pflegeversicherung sozialverträglicher gestalten

Soziale Pflegeversicherung und gesetzliche Kranken-
versicherung zusammenlegen
Die soziale Pflegeversicherung (SPV) gibt lediglich einen 
definierten Zuschuss zu den Pflegekosten. Bei Pflegebe-
dürftigen und deren Angehörigen verbleiben beträchtliche 
Eigenleistungen, die viele an die Grenze ihrer Leistungs-
fähigkeit führen. Deshalb wollen wir in der Pflegeversiche-
rung einen Steuerzuschuss analog dem der GKV einführen, 
um eine 50-prozentige Entlastung der Eigenbeteiligung 
der betroffenen Angehörigen zu erreichen. Wir befürworten 
eine Zusammenlegung von GKV und SPV, auch um 
Schnittstellenprobleme zu beheben.

7. Ambulante und stationäre Pflege aus der 
    Krise führen

7.1 Pflegenotstand – den Kollaps verhindern
Die Verweildauer der Patienten im Krankenhaus ist erheb-
lich gesunken. Gleichzeitig ist der Kostendruck in Klinken, 
Rehabilitations- und Pflegeeinrichtungen gestiegen. Dies 
führt im Pflegebereich zu deutlicher Überlastung, zu 
Bürokratie, zu Demotivation, zu Kündigungen, in Folge zu 
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Personalnot und weiteren Kündigungen. Ein Kollaps bahnt 
sich an. Die AfD will diese Entwicklung mit folgenden 
Lösungen aufhalten:
• Aufwertung des Berufsbildes der examinierten 
   Pflegekraft durch eine angemessene Bezahlung über   
   einen Flächentarifvertrag mit steuerfreien Nacht-, 
   Sonn-, und Feiertagszuschlägen.
• Entlastung bei fachfremden Tätigkeiten, wie z.B. 
   Dokumentationspflichten.
• Eine verbindliche bundeseinheitliche, gesetzliche 
   Personalbemessung für alle Pflegebereiche mit 
   entsprechenden Personaluntergrenzen.
• Regelmäßige Überprüfungen der Ergebnisqualität und 
   der Abrechnungen in Pflegeeinrichtungen.
• Förderung der Ausbildung zur examinierten Pflegefach-
   kraft durch das Jobcenter, insbesondere für Pflegehelfer.
• Einführung eines „Gemeinschaftsdienst-Jahres“ für alle 
   Schulabgänger, welches im Pflegebereich, im Techni- 
   schen Hilfswerk, bei der Feuerwehr oder der Bundes-
   wehr absolviert werden kann.

7.2 Pflegekammer ablehnen
Da kein Mehrwert für die Pflegenden vorhanden ist, 
lehnen wir die Zwangsmitgliedschaft in Pflegekammern ab.

7.3 Häusliche Pflege fördern
75 Prozent der Pflegebedürftigen bevorzugen die häusli-
che Unterbringung. Sie ist nicht nur aus sozialen, sondern 
auch aus finanziellen Gründen weitaus günstiger. Die stati-
onäre Pflegebedürftigkeit ist so weit als möglich hinauszu-
schieben. Die Unterstützung von pflegenden Angehörigen 
ist moralisch und wirtschaftlich geboten durch die weit-
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gehende Angleichung des Pflegegeldes an die Pflegesach-
leistungen. Tagespflegeplätze oder Urlaubshilfen bieten 
organisatorische Unterstützung. Zu fördern sind Mehr-
generationen-Wohnformen.

7.4 Kurzzeitpflegeplätze in Krankenhäusern schaffen
Im Anschluss an eine Krankenhausbehandlung fehlen oft 
Kurzzeitpflegeplätze, sodass Patienten länger als notwen-
dig in Krankenhäusern verbleiben. Dieser Aufwand wird 
aber bei der fehlenden stationären Behandlungsbedürftig-
keit nicht vergütet. Wir wollen die gesetzliche Grundlage 
für Kurzzeitpflegeplätze in Krankenhäusern schaffen.

8. Kompetenz von ausländischem Personal für 		
    das Gesundheitswesen gewährleisten

Die Beschäftigung von ausländischem Personal, das 
sprachliche oder fachliche Defizite aufweist, kann die 
Patientensicherheit beeinträchtigen. Ärzte, Apotheker, 
Pflegekräfte und Therapeuten aus dem Ausland müssen 
über gute Sprachkenntnisse (C1) verfügen. Es muss sicher-
gestellt werden, dass die fachliche Qualifikation uneinge-
schränkt dem deutschen Standard genügt. Immigranten 
von außerhalb der EU haben die vorhandenen deutschen 
Examina bzw. Staatsprüfungen zu absolvieren (z.B. Ärzte 
das dritte medizinische Staatsexamen).
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9. Infektionsschutz verbessern und Epidemien
verhindern

Mit Beginn der Flüchtlingskrise 2015 ist ein deutlicher-
Anstieg meldepflichtiger Infektionskrankheiten, auch mit 
resistenten Erregern, zu verzeichnen: Von 4.900 Tuber-
kulose-Neuinfektionen pro Jahr entfallen ca. 1.300 auf 
Migranten. Bis heute gibt es in der EU keine einheitlichen, 
obligaten Untersuchungen für Migranten. Zum Schutz der 
Migranten, des medizinischen Personals und der einhei-
mischen Bevölkerung wollen wir ein einheitliches Gesund-
heitsschutzprogramm, für das der EU-Zutrittsstaat zustän-
dig ist. Es umfasst alle meldepflichtigen Erkrankungen, 
wie z.B. TBC, HIV, Hepatitis, parasitäre Darmerkrankungen, 
Lues, ansteckende Hauterkrankungen, Masern, 
Polio, und wird nach Aktualität angepasst. Untersuchungs-
ergebnisse sowie der aktuelle Gesundheitsstatus werden 
auf einem biometrischen Gesundheitspass dokumentiert. 
Der freie Zugang zu Veröffentlichungen des 
Robert-Koch-Instituts zu meldepflichtigen Infektions-
krankheiten, der 2018 ausgesetzt wurde, ist zu gewährleisten.

10. WHO grundlegend reformieren

Die WHO mit 7.000 Mitarbeitern in über 150 Ländern übt 
einen maßgeblichen Einfluss auf die Gesundheitspolitik 
der Mitgliedsstaaten aus. Umso mehr sind die Unab-
hängigkeit und Neutralität der Organisation sicher zu 
stellen.

Aktuell werden 80 Prozent der finanziellen Mittel durch 
Spenden von Mitgliedsstaaten, privaten Stiftungen und 
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Pharmaunternehmen, überwiegend zweckgebunden, 
aufgebracht. Die Pflichtbeiträge der 194 Mitgliedsstaaten 
wurden seit dem Jahr 1993 eingefroren und betragen in-
zwischen nur noch ca. 20 Prozent des Gesamtbudgets.

Die Finanzierung der WHO und ihre personelle Struktur 
ist deshalb grundlegend zu reformieren, um die Unabhän-
gigkeit und Neutralität wiederherzustellen, damit sie dem 
Anspruch einer internationalen, also zwischenstaat-
lichen Organisation wieder gerecht wird. Die notwendigen 
Strukturanpassungen sollen zu einer Verschlankung der 
WHO und damit zu einer Absenkung der aus Steuermitteln 
finanzierten Beiträge führen.

Wir setzen uns zudem dafür ein, dass die WHO die begriff-
lichen Voraussetzungen für das Vorliegen einer Pandemie 
wieder um den bis 2009 gültigen Zusatz „eine enorme 
Anzahl von Todes- und Krankheitsfällen“ erweitert.

Sollte eine grundlegende Reform nicht durchsetzbar sein, 
sprechen wir uns für einen Austritt aus der Weltgesund-
heitsorganisation aus.
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11. AfD zu den Corona-Maßnahmen
durch die Bundesregierung

Die AfD kritisiert die panikartigen Corona-Maßnahmen 
der Bundesregierung und fordert evidenzbasierte, nach 
dem Verhältnismäßigkeitsprinzip abgewogene Antworten:

  










   prüfung zu unterziehen.

• Die Wiederherstellung des öffentlichen und wissenschaft-
   lichen Diskurses und die Achtung des Meinungs-
   pluralismus in Bezug auf COVID-19 und verwandte
   Themen.

• Die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses, der
Schaden und Nutzen aller bisherigen Maßnahmen vor
dem Hintergrund medizinischer und wirtschaftlicher
Auswirkungen evaluiert.

• Keine Impfpflicht oder Immunitätsausweise sowie
Tracking-Apps oder sonstige Überwachungsmaßnahmen
und die umgehende Beendigung der bereits eingeführten
Maßnahmen.
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• Informationen und Anregungen für die Bürger zu
gesundheitsstärkenden Maßnahmenan statt einer Politik
der Angst.

• Eine Stärkung der einheimischen Produktion medizi-
   nischer Geräte und Verbrauchsgüter, um im Falle einer
   zukünftigen Krise erneute Versorgungsengpässe zu 
   verhindern und die Abhängigkeit von Importen zu 
   reduzieren.



Demokratie und 
Grundwerte

K A P I T E L  1

Grundsatz-
programm
Kurzfassung
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MUT ZU DEUTSCHLAND. 
FREIE BÜRGER,  
KEINE UNTERTANEN.

Wir sind Liberale und Konservative.  
Wir sind freie Bürger unseres Landes. 
Wir sind überzeugte Demokraten. 

Zusammengefunden haben wir uns als Bürger mit unter-
schiedlicher Geschichte und Erfahrung, mit unterschied-
licher Ausbildung, mit unterschiedlichem politischen 
Werdegang. Das geschah in dem Bewusstsein, dass es an 
der Zeit war, ungeachtet aller Unterschiede, gemeinsam zu 
handeln und verantwortungsbewusst zu tun, wozu wir uns 
verpflichtet fühlen. Wir kamen zusammen in der festen 
Überzeugung, dass die Bürger ein Recht auf eine echte 
politische Alternative haben, eine Alternative zu dem, was 
die politische Klasse glaubt, uns als „alternativlos“ 
zumuten zu können.

Dem Bruch von Recht und Gesetz, der Zerstörung des 
Rechtsstaats und verantwortungslosem politischen Han-
deln gegen die Prinzipien wirtschaftlicher Vernunft konn-
ten und wollten wir nicht länger tatenlos zusehen. Ebenso 
wollten wir nicht länger hinnehmen, dass durch das 
Regime der EURO-Rettung längst überwundene Vorurteile 
und Feindseligkeiten zwischen den europäischen Völkern 
neu aufbrechen. Daher haben wir uns dafür entschieden, 
Deutschland und seinen Bürgern in allen Bereichen eine 
echte politische Alternative zu bieten.

Als freie Bürger treten wir ein für direkte Demokratie, 
Gewaltenteilung und Rechtsstaatlichkeit, soziale Markt-
wirtschaft, Subsidiarität, Föderalismus, Familie und die 
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gelebte Tradition der deutschen Kultur. Denn Demokratie 
und Freiheit stehen auf dem Fundament gemeinsamer 
kultureller Werte und historischer Erinnerungen. In der 
Tradition der beiden Revolutionen von 1848 und 1989 
artikulieren wir mit unserem bürgerlichen Protest den 
Willen, die nationale Einheit in Freiheit zu vollenden und 
ein Europa souveräner demokratischer Staaten zu schaf-
fen, die einander in Frieden, Selbstbestimmung und guter 
Nachbarschaft verbunden sind. 

Wir setzen uns mit ganzer Kraft dafür ein, unser Land 
im Geist von Freiheit und Demokratie grundlegend zu 
erneuern und eben diesen Prinzipien wieder Geltung zu 
verschaffen. Wir sind offen gegenüber der Welt, wollen 
aber Deutsche sein und bleiben. Wir wollen die Würde des 
Menschen, die Familie mit Kindern, unsere abendländi-
sche christliche Kultur, unsere Sprache und Tradition in 
einem friedlichen, demokratischen und souveränen Natio-
nalstaat des deutschen Volkes dauerhaft erhalten. 

Unsere Ziele werden Wirklichkeit, indem wir den Staat 
und seine Organe wieder in den Dienst der Bürger stellen, 
so wie es der im Grundgesetz geregelte Amtseid aller 
Regierungsmitglieder vorsieht:

„Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des deut-
schen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden 
von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des 
Bundes wahren und verteidigen, meine Pflichten gewis-
senhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben 
werde.“

In diesem Sinne geben wir uns 
das nachfolgende Grundsatzprogramm.
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1. Demokratie und Grundwerte

Als freie Bürger treten wir ein für direkte Demokratie, 
Gewaltenteilung und Rechtsstaatlichkeit sowie soziale
Marktwirtschaft, Föderalismus, Familienförderung und die 
gelebten Traditionen deutscher Kultur. In der Nachfolge
der beiden Revolutionen von 1848 und 1989 artikulieren 
wir mit unserem bürgerlichen Protest den Willen, die 
nationale Einheit in Freiheit zu vollenden und ein 
Europa zu schaffen, dessen souveräne demokratische 
Staaten einander in Frieden, Selbstbestimmung und guter 
Nachbarschaft verbunden sind.

Volksabstimmungen nach Schweizer Vorbild
Die AfD setzt sich dafür ein, Volksentscheide in Anlehnung 
an das Schweizer Vorbild auch in Deutschland einzu-
führen.

Parteienfinanzierung dem Verfassungsrecht anpassen
Die verdeckte Parteienfinanzierung, zum Beispiel durch 
Stiftungen, ist gänzlich aus dem Ruder gelaufen und
macht mittlerweile jährlich etwa 600 Millionen Euro aus. 
Das entspricht dem Vierfachen der eigentlichen,
verfassungsgerichtlich aus gutem Grund beschränkten 
Parteienfinanzierung.
Die AfD will daher, dass die gesamte staatliche Parteien-
finanzierung auf eine neue gesetzliche Grundlage
gestellt und begrenzt wird.
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Freie Listenwahl und freies Mandat
Die AfD strebt eine Neugestaltung des Wahlsystems an, die 
dem Wähler die Entscheidung über die personelle Zu-
sammensetzung der Parlamente zurückgeben und das 
„freie Mandat“ der Abgeordneten stärken soll.
Wir treten für die „freie Listenwahl“ bei Landtags- und 
Bundestagswahlen ein, die unter anderem die Stimm-
verteilung auf mehrere Kandidaten oder das Streichen 
einzelner Kandidaten ermöglicht.

Direktwahl des Bundespräsidenten durch das Volk
Um die Wahl des Bundespräsidenten transparenter und 
unabhängiger von Parteien durchführen zu können,
wollen wir den Bundespräsidenten direkt durch das Volk 
wählen lassen.

Einführung eines Straftatbestandes der Steuer-
verschwendung
Während Steuerhinterziehung auch bei vergleichsweise 
kleinen Beträgen in Deutschland verfolgt und bestraft
wird, bleibt die ebenso das Gemeinwohl schädigende 
Steuerverschwendung straffrei. Die AfD will daher einen 
neuen Straftatbestand der Haushaltsuntreue einführen.
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2. Europa und Euro

Wir stehen für die Freiheit der europäischen Nationen von 
fremder Bevormundung. Rechtsstaatliche Strukturen,
wirtschaftlicher Wohlstand und ein stabiles, leistungsge-
rechtes Sozialsystem gehören in die nationale Verantwor-
tung. Wir wollen in Freundschaft und guter Nachbarschaft 
zusammenleben. Wir lehnen die „Vereinigten Staaten von 
Europa“ ebenso ab wie eine EU als Bundesstaat, aus der 
kein Austritt mehr möglich ist. Unser Ziel ist ein souve-
ränes Deutschland, das die Freiheit und Sicherheit seiner 
Bürger garantiert, ihren Wohlstand fördert und seinen 
Beitrag zu einem friedlichen und prosperierenden Europa 
leistet.

Europa darf kein zentralistischer Bundesstaat werden
Die große Vielfalt nationaler und regionaler kultureller 
Traditionen macht das Besondere unseres Kontinents
aus. Wir sind deshalb dagegen, die Europäische Union in 
einen zentralistischen Bundesstaat umzuwandeln. Sollten 
sich unsere grundlegenden Reformansätze im bestehen-
den System der EU nicht verwirklichen lassen, streben 
wir einen Austritt Deutschlands bzw. eine demokratische 
Auflösung der Europäischen Union und die Neugründung 
einer Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft an.

Kompetenzen an die Nationalstaaten zurückgeben
Die politische Führung der großen EU-Länder will die 
Europäische Union um jeden Preis und gegen den
Mehrheitswillen der europäischen Völker zu einem 
Einheitsstaat umgestalten. Wir fordern stattdessen, die
Nationalstaaten zu erhalten und ihnen wieder mehr 
Kompetenzen zu geben.
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Volksabstimmung über den Euro
Der gemeinsame Euro ist eine grundlegende Fehlkonstruk-
tion. Aus der Währungsunion entwickelte sich zwangsläufig 
eine Schuldenunion. Wir fordern, das Euro-Experiment 
geordnet zu beenden. Sollte sich der Bundestag dieser 
Forderung nicht anschließen, muss über den Verbleib 
Deutschlands im Währungsverbund eine Volksabstim-
mung durchgeführt werden.

Nein zur Bankenunion
Die Alternative für Deutschland verlangt, dass deutsche 
Banken nicht für Fehlentscheidungen ausländischer Ban-
ken in Mithaftung genommen werden dürfen. Deutsche 
Sparguthaben dürfen nicht dazu verwendet werden, um im 
Ausland entstandene Risiken abzusichern. Bis zum Aus-
tritt aus dem Euro-Währungsverbund sind die 
Target-2-Salden, also die Salden der nationalen Noten-
banken gegenüber der EZB, einmal im Jahr auszugleichen. 
Auch die Kreditvergabe an Staaten wird wieder mit Sicher-
heiten unterlegt. Dies können auch Bodenschätze oder 
Rechte an ihnen sein. 
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3. Innere Sicherheit und Justiz

Wir wollen den Rechtsstaat stärken und dem Recht wieder 
zu einer konsequenten Durchsetzung verhelfen. Die AfD 
fordert daher einen „sicherheitspolitischen Befreiungs-
schlag“, um den Schutz der Bürger an erste Stelle zu 
setzen.

Polizei stärken und Strafjustiz verbessern
Wir wollen die Polizei und Justiz stärken, um sie in die 
Lage zu versetzen, Verbrechen effektiver zu bekämpfen.
Vor dem Hintergrund der steigenden Brutalität jugendli-
cher Krimineller ist auf volljährige Täter das Erwachsenen-
strafrecht anzuwenden und das Strafmündigkeitsalter auf 
zwölf Jahre zu senken.

Weisungsfreie Staatsanwälte und unabhängige Richter
Die AfD will die Einflussnahme der politischen Parteien 
auf das Ernennen von Richtern und Staatsanwälten been-
den. Wir unterstützen den Modellvorschlag des Deutschen 
Richterbundes, einen Justizwahlausschuss und einen 
Justizverwaltungsrat einzurichten.

Angriffe auf Amtspersonen härter bestrafen
Wer Polizeibeamte, Feuerwehrangehörige und sonstige 
Rettungskräfte angreift, soll mit einer Freiheitsstrafe
von mindestens drei Monaten bestraft werden. Hierzu 
sehen wir auch einen neuen Straftatbestand als erforder-
lich an, der Polizisten auch dann vor Angriffen besonders 
schützt, wenn diese Angriffe anlasslos erfolgen.
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Opferschutz statt Täterschutz
Straftäter, von denen erhebliche Gefahren für die Allge-
meinheit ausgehen, müssen auch und gerade dann sicher 
verwahrt werden, wenn sie psychisch krank, drogen- oder 
alkoholabhängig sind. Lockerungen und Urlaube im Straf-
vollzug dürfen nur mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft 
möglich sein. Ausländische Straftäter müssen viel 
schneller als bisher abgeschoben werden.

Waffenrecht muss nicht verschärft werden
Die AfD widersetzt sich jeder Einschränkung von Bürger-
rechten durch eine Verschärfung des Waffenrechts.
Die Kriminalisierung von Waffenbesitz schreckt Täter 
nicht ab, sondern macht Opfer wehrloser.

Organisierte Kriminalität nachhaltig bekämpfen
Die organisierte Kriminalität muss nachhaltiger bekämpft 
werden. Dazu gehört, Gewinne aus Straftaten umfangrei-
cher abzuschöpfen und die bereits bestehenden recht-
lichen Instrumente des Verfalls und der Einziehung
besser zu nutzen.

Deutsche Grenzen schützen
Die Alternative für Deutschland betrachtet den bloßen 
Schutz der europäischen Außengrenzen als unzureichend
und fordert den Aufbau eines flächendeckenden deutschen 
Grenzschutzes unter dem Dach der Bundespolizei. 
An Deutschlands Außengrenzen sollen wieder betriebsbe-
reite Grenzübergangsstellen bereitstehen. 
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4. Außen- und Sicherheitspolitik

Wir treten dafür ein, sich in innere Angelegenheiten 
anderer Staaten nicht einzumischen. Die AfD vertritt eine
Außenpolitik, die darauf verpflichtet ist, die Interessen 
Deutschlands zu wahren.

Als eine weltweit anerkannte Nation und als drittgrößter 
Beitragszahler der Vereinten Nationen fordern wir für
Deutschland einen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat.

Nato nur als Verteidigungsbündnis
Die Mitgliedschaft in der Nato entspricht den außen- und 
sicherheitspolitischen Interessen Deutschlands, soweit
sich die Nato auf ihre Aufgabe als Verteidigungsbündnis 
beschränkt.
Nato-Einsätze außerhalb des Bündnisbereichs, an der sich 
deutsche Streitkräfte beteiligen, sollten grundsätzlich
unter einem UN-Mandat stattfinden und nur, wenn deut-
sche Sicherheitsinteressen berücksichtigt werden.
Die AfD setzt sich für den Abzug aller noch auf deutschem 
Boden stationierten alliierten Truppen und insbesondere
deren Atomwaffen ein.

Besseres Verhältnis zu Russland
Der „Kalte Krieg“ ist vorbei. Die USA bleiben unser 
Partner. Russland soll es werden. Die AfD setzt sich des-
halbfür ein Ende der Sanktionen und eine Verbesserung 
der Beziehungen zu Russland ein.
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Keine europäische Armee
Gemeinsame europäische Streitkräfte lehnt die AfD ab 
und hält an einer umfassend befähigten Bundeswehr als 
Eckpfeiler deutscher Souveränität fest.

Wehrpflicht wieder einsetzen
Die AfD tritt dafür ein, für alle männlichen deutschen 
Staatsbürger im Alter zwischen 18 und 25 Jahren den
Grundwehrdienst wieder einzusetzen.

Entwicklungshilfe
Entwicklungshilfe sollte stets „Hilfe zur Selbsthilfe“ sein. 
Die Auswanderung von Menschen in wirtschaftlicher
Not nach Deutschland löst die Probleme vor Ort nicht. 
Fluchtursachen in den Herkunftsländern müssen 
bekämpft werden.
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5. Arbeitsmarkt und Sozialpolitik

Bundesagentur für Arbeit auflösen und kommunale 
„Jobcenter“ aufwerten
Die AfD will die Bundesagentur für Arbeit auflösen und 
ihre Aufgaben vor allem auf kommunale „Jobcenter“
übertragen. Danach gibt es nur noch einen öffentlichen 
Dienstleister am Arbeitsmarkt: das kommunale „Job-
center“.

Mindestlohn beibehalten
Der Mindestlohn erlaubt eine Existenz jenseits der 
Armutsgrenze und die Finanzierung einer, wenn auch
bescheidenen, Altersversorgung, die ansonsten im Wege 
staatlicher Unterstützung von der Gesellschaft zu tragen 
wäre. Die Alternative für Deutschland befürwortet daher 
die Beibehaltung des gesetzlichen Mindestlohns.

Kinder und Erziehungsleistung bei sozialer Sicherung 
sowie Rente berücksichtigen
Die AfD will die beispiellose Leistung von Eltern, die sie 
durch Geburt, Versorgung und Erziehung von Kindern
erbringen, nicht nur ideell, sondern auch materiell aner-
kennen. Wir wollen daher die derzeitigen finanziellen
Nachteile, die Familien mit Kindern gegenüber Kinder-
losen haben, korrigieren. Wer durch die Erziehung von
Kindern im Beruf zurückstecken musste, ist im Alter bei 
der Rente benachteiligt. Wir wollen daher die Kinderzahl
und die Erziehungsleistung stärker als bisher bei der Rente 
berücksichtigen.
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„Aktivierende Grundsicherung” führt zu Arbeit, die 
sich lohnt
Die AfD will eine „Aktivierende Grundsicherung“ als 
Alternative zum Arbeitslosengeld II (sogenanntes Hartz 
IV) einführen. Dabei soll der der staatliche Unter-
stützungsbetrag erst ab einer bestimmten Einkommens-
höhe in voller Höhe abgezogen werden, sodass derjenige, 
der arbeitet, auf jeden Fall mehr Geld zur Verfügung
hat als derjenige, der nicht arbeitet.

Pflege durch Angehörige aufwerten
Die Pflege älterer Menschen durch einen Dienst oder 
durch ein Heim wird höher vergütet als die Pflege durch
einen Angehörigen. Wir glauben, dass die Pflege durch 
Familienangehörige mindestens genauso gut und wertvoll 
ist, wie durch einen externen Dienstleister. Deshalb sind 
die häuslichen Pflegesätze an die Leistungen für Pflege-
dienstleister anzugleichen.
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6. Familien und Kinder

Bekenntnis zur traditionellen Familie als Leitbild
Die Alternative für Deutschland bekennt sich zur traditio-
nellen Familie als Leitbild. Ehe und Familie stehen nach
dem Grundgesetz zu Recht unter dem besonderen Schutz 
des Staates.

Mehr Kinder statt Masseneinwanderung
Den demografischen Fehlentwicklungen in Deutschland 
muss entgegengewirkt werden. Die volkswirtschaftlich
nicht tragfähige und konfliktträchtige Masseneinwande-
rung ist dafür kein geeignetes Mittel. Vielmehr
muss mittels einer aktivierenden Familienpolitik eine 
höhere Geburtenrate der einheimischen Bevölkerung als
mittel- und langfristig einzig tragfähige Lösung erreicht 
werden.
• Eltern sollen zum Erwerb von Wohneigentum zinslose    
   Darlehen erhalten, deren Schuldsumme sich mit
   jedem neugeborenen Kind vermindert.
• Studenten, die während oder kurz nach Abschluss des 
   Studiums Eltern werden, soll die Rückzahlung von
   BAfög-Darlehen erlassen werden.
• Wer ein oder mehrere Kinder großgezogen hat, soll 
   entsprechend früher in Rente gehen dürfen als Erwerbs-
   tätige, die sich dieser gesellschaftlichen Aufgabe nicht 
   stellen konnten oder wollten.

Diskriminierung der Vollzeitmütter stoppen
Den Bedürfnissen unserer Kinder nach individueller Be-
treuung muss wieder Rechnung getragen werden. 
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Die AfD fordert, dass bei unter Dreijährigen eine Betreu-
ung, die Bindung ermöglicht, im Vordergrund steht. Wir
wollen eine echte Wahlfreiheit zwischen Fremdbetreuung 
in Krippen oder familiennaher Betreuung durch Eltern, 
Großeltern, Kinderfrauen oder Tagesmütter. 
Kinder brauchen beide Eltern: Nach einer Trennung soll es 
für beide Elternteile im Sinne des Kindeswohles gewähr-
leistet sein, weiterhin an der elterlichen Sorge und dem 
Umgang gleichberechtigt teilzuhaben.

Willkommenskultur für Neu- und Ungeborene
In Deutschland kommen auf rund 700.000 Lebend-
geburten pro Jahr ca. 100.000 Schwangerschaftsabbrüche.
Werdende Eltern und alleinstehenden Frauen in Not 
müssen finanzielle und andere Hilfen vor und nach der 
Entbindung angeboten werden, damit sie sich für ihr Kind 
entscheiden können. Die Alternative für Deutschland wen-
det sich gegen alle Versuche, Abtreibungen zu 
bagatellisieren, staatlicherseits zu fördern oder sie zu 
einem Menschenrecht zu erklären.
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7. Kultur, Sprache und Identität

Die AfD will den Einfluss der Parteien auf das Kulturleben 
zurückdrängen, gemeinnützige private Kultur-
stiftungen und bürgerschaftliche Kulturinitiativen stärken. 
Die aktuelle Verengung der deutschen Erinnerungskultur
auf die Zeit des Nationalsozialismus ist zugunsten einer 
erweiterten Geschichtsbetrachtung aufzubrechen, die
auch die positiven, identitätsstiftenden Aspekte deutscher 
Geschichte mit umfasst.

Deutsche Leitkultur statt Multikulturalismus
Die Alternative für Deutschland bekennt sich zur deut-
schen Leitkultur. Die Ideologie des Multikulturalismus
betrachtet die AfD als ernste Bedrohung für den sozialen 
Frieden und für den Fortbestand der Nation als kulturelle 
Einheit. Ihr gegenüber müssen der Staat und die Zivilge-
sellschaft die deutsche kulturelle Identität selbstbewusst 
verteidigen.

Die deutsche Sprache als Zentrum unserer Identität
Als zentrales Element deutscher Identität muss die deut-
sche Sprache, dem Vorbild vieler anderer Länder folgend,
als Staatssprache im Grundgesetz festgeschrieben werden.
Auf EU-Ebene will die AfD dafür sorgen, dass das Deut-
sche dem Englischen und Französischen auch in der
alltäglichen Praxis gleichgestellt wird.
Die AfD sieht mit Sorge, wie die deutsche Sprache im 
Sinne einer falsch verstandenen „Internationalisierung“
durch das Englische ersetzt oder „gegendert“ wird. Politisch 
„korrekte“ Sprachvorgaben lehnen wir entschieden ab.
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Der Islam gehört nicht zu Deutschland
Die AfD bekennt sich uneingeschränkt zur Glaubens-, 
Gewissens- und Bekenntnisfreiheit. Einer islamischen
Glaubenspraxis, die sich gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung, unsere Gesetze sowie gegen 
die jüdisch-christlichen und humanistischen Grundlagen 
unserer Kultur richtet, tritt die AfD aber klar entgegen.
Viele gemäßigte Muslime leben rechtstreu sowie integriert 
und sind akzeptierte und geschätzte Mitglieder unserer 
Gesellschaft. Sie gehören zu Deutschland. Der Islam gehört 
aber nicht zu Deutschland. Im Einzelnen fordern wir:
• Verfassungsfeindlichen Vereinen soll der Bau und 
   Betrieb von Moscheen untersagt werden.
• Die Finanzierung des Baus und Betriebs von Moscheen   
   durch islamische Staaten oder ausländische Geldgeber
   soll unterbunden werden.
• Imame, die in Deutschland predigen wollen, bedürfen   
   der staatlichen Zulassung.
• Die AfD lehnt es ab, islamischen Organisationen den 
   Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zu
   verleihen.
• Vollverschleierung in der Öffentlichkeit ist zu untersagen.

Für eine zeitgemäße Medienpolitik: 
Rundfunkbeitrag abschaffen
Die Zwangsfinanzierung des  öffentlichen Rundfunks ist 
umgehend abzuschaffen und in ein Bezahlfernsehen 
umzuwandeln.
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8. Schule, Hochschule 
    und Forschung
Forschung und Lehre in Freiheit und als Einheit
Die AfD fühlt sich dem Humboldtschen Bildungsideal 
verpflichtet. Der Wissenschaftsbetrieb muss vor ausufern-
den bürokratischen Regelungen geschützt werden und die 
Wissenschaft frei von ideologischen Zwängen sein. Die 
Freiheit von Forschung und Lehre ist nur durch eine ver-
lässliche staatliche Grundfinanzierung gewährleistet.
Die AfD fordert deshalb, die oft politisch-ideologische 
Vergabe von staatlichen Drittmitteln durch eine Erhöhung 
der Grundfinanzierung zu ersetzen.

Wieder Diplom, Magister und Staatsexamen – keine 
„Gender-Forschung” mehr
Die Gender-Forschung erfüllt nicht den Anspruch, der an 
seriöse Forschung gestellt werden muss. Bestehende
Gender-Professuren sollen nicht mehr nachbesetzt, laufen-
de Gender-Forschungsprojekte nicht weiter verlängert
werden. Die Änderung des bewährten Studiensystems 
durch die Einführung von Bachelor- und Masterstudien-
gänge (Bologna-Prozess) war insgesamt ein Missgriff. 
Die AfD fordert die Rückkehr zu den bewährten Studien-
abschlüssen Diplom, Magister und Staatsexamen mitsamt 
der entsprechenden Regularien.

Unser Schulsystem: Stark durch Differenzierung
Schüler haben unterschiedliche Begabungen und Bedürf-
nisse. Deshalb lehnt die AfD alle Arten von Gesamt- oder 
Einheitsschulen ab. Wir wollen das bewährte differenzierte 
Schulsystem erhalten. Unsere Kinder haben ein Recht da-
rauf, in einem nach oben und unten durchlässigen Schul-
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system Erfolge, aber auch Niederlagen erfahren zu können.
Im Einzelnen fordern wir:
• Statt der sogenannten Kompetenzen müssen an den    	    
Oberschulen wieder Bildungsinhalte im Mittelpunkt    
   eines vom Fachlehrer geleiteten Unterrichts stehen.
• Wir wollen, dass an unseren Schulen wieder Leistung 
   und Disziplin einziehen.
• Die Wahlfreiheit zwischen Halbtags- und Ganztags-
   klassen muss erhalten bleiben.
• Die duale Ausbildung in Unternehmen und staatlichen 
   Berufsschulen ist ein Erfolgsmodell. Berufliche Fach und 
   Meisterschulen müssen als tragende Säulen der berufli-
   chen Bildung  und des lebenslangen Lernens erhalten 
   und gestärkt werden.
• Eine einseitige Hervorhebung der Homo- und Trans-
   sexualität lehnen wir ebenso entschieden ab wie die ideo   
   logische Beeinflussung durch das „Gender-Mainstreaming“.
• Wir wollen keine ideologisch motivierte Inklusion „um 
   jeden Preis“. Die AfD setzt sich für den Erhalt der Föder- 
   und Sonderschulen ein.
• Ebenso fordert die AfD, keine Frühsexualisierung in 
   Krippen, Kindergärten und an den Schulen zuzulassen 
   und die Verunsicherung der Kinder in Bezug auf ihre 
   sexuelle Identität einzustellen.
• Die AfD lehnt Geschlechterquoten im Studium oder in 
   der  Arbeitswelt generell ab, da Quoten leistungsfeind
   lich und  ungerecht sind und andere Benachteiligungen 
   schaffen.
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9. Einwanderung, Integration 
    und Asyl
Deutschland ist aufgrund seiner geografischen Lage, seiner 
Geschichte, Bevölkerung und dichten Besiedelung kein 
klassisches Einwanderungsland. Es ist notwendig, 
zwischen politisch Verfolgten und Kriegsflüchtlingen 
einerseits und irregulären Migranten andererseits zu 
unterscheiden. Die AfD setzt sich daher unter anderem für 
die Umsetzung folgender Maßnahmen ein:
• Vollständige Schließung der EU-Außengrenzen.
• In der Herkunftsregion von Flüchtlingsbewegungen, wie 
   z.B. Nordafrika, werden Schutz- und Asylzentren in 
   sicheren Staaten eingerichtet. Erst nach Anerkennung 
   eines Schutzgrundes wird die sichere Reise nach    
   Deutschland ermöglicht.
• An allen deutschen Grenzen, an denen derzeit (noch) 
   ungeregelte Einwanderung stattfindet, sind strenge
   Personenkontrollen einzuführen, um illegale Grenzüber-
   tritte zu verhindern.
• Das individuelle Asylgrundrecht soll durch die grundge-
   setzliche Gewährleistung eines Asylgesetzes ersetzt
   werden. Das Asylrecht darf nicht länger als ein Vehikel 
   der Masseneinwanderung missbraucht werden.

Schluss mit Fehlanreizen und falscher Nachsicht
Der wichtigste (Fehl-)Anreiz, über das Asylrecht in das 
deutsche Sozialsystem einzuwandern, ist die fehlende
Durchsetzung der Ausreisepflicht gegenüber Ausländern, 
die nicht oder nicht mehr bleibeberechtigt sind. Alle
rechtskräftig abgelehnten Asylbewerber sind unverzüglich 
außer Landes zu bringen, sofern sie nicht die entsprechen-
den Ausreiseaufforderungen freiwillig befolgen. Vollzieh-
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bar ausreisepflichtigen Ausländern dürfen nicht gleichzei-
tig Anreize zum Bleiben gegeben werden. Unter anderem 
ist ihre Sozialhilfe umgehend auf ein rechtlich zulässiges 
Minimum an Sachleistungen zurückzuführen. Eine frei-
willige Ausreise ist besser als eine Abschiebung. Gerade 
wer aus rein wirtschaftlichen Motiven Asyl in Deutschland 
beantragt hat, kann – gegebenenfalls durch Gewährung 
einer einmaligen Starthilfe – zur freiwilligen Rückkehr 
bewogen werden.

Keine direkte Einwanderung in die Sozialsysteme
Das europäische Freizügigkeitsrecht hat zu massiven 
Wanderungsbewegungen innerhalb der Europäischen 
Union aus den ärmeren in die reicheren Staaten, insbe-
sondere nach Deutschland geführt. Dabei muss die direkte 
Einwanderung in Sozialsysteme verhindert werden. Wir 
befürworten eine maßvolle legale Einwanderung aus 
Drittstaaten nach qualitativen Kriterien. Im Vordergrund 
stehen dabei die Interessen Deutschlands als Sozialstaat, 
Wirtschafts- und Kulturnation.
Jeder Einwanderer hat eine unabdingbare Bringschuld, 
sich zu integrieren; er muss sich seiner neuen Heimat
anpassen, nicht umgekehrt. Wer sich der Integration 
verweigert, muss sanktioniert werden und letztendlich
auch sein Aufenthaltsrecht verlieren können.
Die AfD lehnt den „Doppelpass“, also den Erwerb der deut-
schen Staatsangehörigkeit bei gleichzeitigem Fortbestand
oder Erwerb einer anderen Staatsangehörigkeit, grund-
sätzlich ab, was wohlbegründete Sonderfälle aber nicht 
ausschließt.
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10. Wirtschaft, digitale Welt, 
      Verbraucherschutz

Zentrale Prinzipien unserer wirtschaftspolitischen Leit-
linien sind Eigentum, Eigenverantwortlichkeit und freie 
Preisbildung. Internationaler Handel ist die Grundlage 
unseres Wohlstands und des friedlichen Miteinanders.

Wirtschaftliche Sanktionen halten wir grundsätzlich für 
falsch. Jegliche Übertragung von Souveränitäts- und 
Hoheitsrechten in Freihandelsabkommen auf Sonder-
schiedsgerichte ist abzulehnen. Die AfD lehnt daher 
Handelsabkommen grundsätzlich ab, wenn diese in-
transparent und nicht öffentlich sowie ohne Beteiligung 
des Bundestages verhandelt werden, ohne ausgewogene 
Interessenwahrung der beteiligten Parteien gestaltet sind 
und unzulässig in nationales Recht eingreifen. Aus diesen 
Gründen werden von uns auch die geplanten Handelsab-
kommen TTIP, TISA und CETA abgelehnt.

Bürokratie abbauen, staatliche Subventionen 
reduzieren und Mittelstand stärken
Die AfD will ein investitions- und innovationsförderndes 
wirtschaftliches Umfeld. Wir wollen auf breiter Front
deregulieren und Bürokratie abbauen. Den Subventions- 
dschungel von EU, Bund, Ländern, Kommunen und der 
Sonderfonds wollen wir so konsequent lichten, wie dies 
eine Prüfung auf Wirksamkeit und Effizienz nahelegt.
Sofern im Einzelfall Subventionen wirtschaftspolitisch 
sinnvoll erscheinen, sind sie zeitlich zu befristen.
Unsere Mittelstandspolitik ist Ordnungspolitik. Die AfD 
lehnt Subventionen generell ab. Wir wollen gleiche
Regeln für alle – ob groß, ob klein, in jeder Branche. 
Unser Ziel ist ein schlanker, aber starker Staat.
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Quelloffene Software und sichere Kommunikation 
als Bürgerrecht
Die AfD fordert zumindest für die öffentliche Verwaltung 
in Deutschland den Einsatz von Betriebssystemen und
Programmen, die über quelloffene Software erstellt wor-
den sind und im Vorfeld überprüft werden können, ob
unautorisierte Zugriffe möglich sind. Die sogenannte 
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung darf nicht verboten oder
anderweitig behindert werden. Die AfD sieht sichere 
Kommunikation als Bürgerrecht an.

Langlebige Produkte und Prüfung auf Schadstoffe 
vor Zulassung
Den Versuchen einzelner Hersteller, die Lebensdauer ihrer 
Produkte zum Nachteil des Kunden künstlich zu verkür-
zen, ist durch unabhängige Produkttests und der zeitnahen 
Veröffentlichung der Ergebnisse entgegenzuwirken.
Waren, die möglicherweise risikobehaftete chemische 
Stoffe enthalten, sind einem strengen Prüfverfahren zu 
unterziehen, bevor sie in Deutschland in Verkehr gebracht 
werden dürfen. Dies gilt besonders für importierte Textili-
en und Kinderspielzeug.

Keine Privatisierung gegen den Willen der Bürger – 
Trinkwasser schützen
Über Privatisierungen sollen Bürgerentscheide auf der 
jeweiligen staatlichen Ebene entscheiden, insbesondere
bei der öffentlichen Daseinsvorsorge und in Bezug auf 
öffentliches Wohn- und Grundeigentum. Die Einleitung
von Schadstoffen in den Wasserkreislauf muss durch vor-
beugenden Gewässerschutz verringert werden.
Die kommunalen, dezentralen Wasserversorgungsbetriebe 
wollen wir unterstützen. Eine Privatisierung und damit 
Kommerzialisierung der Grundversorgung mit Trinkwas-
ser lehnen wir ab.
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11. Finanzen und Steuern

Wir treten für ein einfacheres und gerechteres Steuersys-
tem ein, das mit niedrigen Steuern vor allem Mittel- und
Geringverdiener finanziell entlastet. Gerechte Steuern 
durch AfD-Stufentarif und Obergrenze für Steuern bzw. 
Abgaben. Wir wollen einen geänderten Einkommen-
steuertarif mit wenigen Stufen und einen deutlich höheren 
Grundfreibetrag. Die AfD strebt eine rechtsformneutrale 
Besteuerung an. Damit entfallen rein steuerliche Motive 
für komplexe gesellschaftsrechtliche Strukturen mit zu-
sätzlichem Arbeitsaufwand bei Unternehmen und Behör-
den. Analog zur Schuldenbremse soll eine verbindliche 
Steuer- und Abgabenbremse ins Grundgesetz aufgenom-
men werden, um die maximale Summe der Belastung auf 
einen bestimmten Prozentsatz im Verhältnis zum Brutto-
inlandsprodukt festzuschreiben. Steuern und Abgaben 
sollen in Zukunft nicht mehr beliebig erhöht werden können.

Familiensplitting einführen
Eltern, die Kinder bekommen und großziehen, haben für 
ihre Erwerbsbiographie erhebliche Erschwernisse.
Zudem entstehen ihnen gegenüber Kinderlosen erhöhte 
Lebenshaltungskosten, die im derzeitigen Steuersystem
nicht angemessen berücksichtigt werden. Wir wollen 
analog zum Ehegattensplitting die Familie als Erwerbs-
gemeinschaft verstehen und sie so steuerlich entlasten 
(Familiensplitting).

Wettbewerb nationaler Steuersysteme erhalten – 
Bankgeheimnis wiederherstellen
Die AfD will die nationale Steuererhebungskompetenz 
beibehalten und befürwortet den Wettbewerb nationaler
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Steuersysteme. Die AfD wendet sich entschieden gegen ein 
eigenes Steuererhebungsrecht der Europäischen Union. 
Die AfD setzt sich für die Wiederherstellung des Bank- und 
Steuergeheimnisses ein.

Staatsschulden planmäßig tilgen
Die AfD strebt die Rückkehr zu ausgeglichenen Staats-
haushalten an. Sie befürwortet die schrittweise Rückfüh-
rung der ausufernden öffentlichen Verschuldung. Das 
derzeit niedrige Zinsniveau gefährdet die Alterssicherung
weiter Teile der Bevölkerung und kann deshalb auf Dauer 
nicht aufrechterhalten werden.

Bargeldnutzung muss uneingeschränkt 
erhalten bleiben
Bargeldnutzung ist ein bürgerliches Freiheitsrecht. Wir 
treten dafür ein, das Bargeld uneingeschränkt als gesetz-
liches Zahlungsmittel zu erhalten – auch entgegen anders 
gerichteter Bestrebungen der Bundesregierung, des Inter-
nationalen Währungsfonds, der Europäischen Zentralbank 
und einiger EU-Mitgliedsstaaten.

Geldsystem überdenken, Gold heimholen
Aus Sorge um unser Geld will die AfD offen darüber 
diskutieren, ob grundsätzliche Reformen am Geldsystem 
und dem Kartell aus Zentral- und Geschäftsbanken not-
wendig sind. Damit Deutschland bei einer demokratischen 
Entscheidung hin zu stabilem Geld alle Optionen offen 
hat, wollen wir das Gold der Bundesbank ausschließlich in 
Deutschland aufbewahren.
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12. Energiepolitik

Klimaschutzpolitik: Irrweg beenden, Umwelt schützen
Das Klima wandelt sich, solange die Erde existiert. Die 
Klimaschutzpolitik der Bundesregierung beruht auf bisher 
unbewiesenen hypothetischen Klimamodellen.
Das „Erneuerbare-Energien-Gesetz“ (EEG) ist staatliche 
Planwirtschaft und eine Abkehr von der Sozialen Markt-
wirtschaft. Begründet mit dem „Klimaschutz“ werden die 
sonst nicht marktfähigen Anlagen massiv subventioniert.
Im Ergebnis findet eine gigantische Umverteilung von 
Vermögen statt, von der Bevölkerung und der Wirtschaft 
hin zu den wenigen Subventionsgewinnern.
Die AfD tritt daher dafür ein, das EEG ersatzlos abzu-
schaffen. Die AfD wird sich dafür einsetzen, dass das als 
verfassungs- und europarechtswidrig eingestufte EEG vom 
Bundesverfassungsgericht geprüft wird.

Energieeinsparverordnung und 
Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetz abschaffen
Die staatliche Bevormundung der Besitzer von Gebäuden, 
der Wohneigentümer und Mieter für Maßnahmen zur 
Wärmedämmung und Erhöhung der Energie-Effizienz 
in Gebäuden ist zu beenden. Energieeinsparverordnung 
(EnEV) und Erneuerbares-Energien-Wärme-Gesetz (EE-
WärmeG) führen zu einem rasanten Anstieg der Baukosten 
und dienen als Rechtfertigung für Luxus-Sanierungen. 
Dadurch sind die Mieten vieler Wohnungen für Bürger mit 
mittleren und geringen Einkommen kaum noch bezahlbar. 
Die AfD setzt sich dafür ein, zum Schutz von Mietern und 
Eigentümern die EnEV und das EEWärmeG ersatzlos zu 
streichen.
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Bioenergie: Subventionen beenden, 
Vorrangeinspeisung einstellen
Wir setzen uns dafür ein, die Subventionierung und 
Vorrangeinspeisung des Stroms aus Biogasanlagen durch 
Abschaffen des EEG zu beenden. Die Subventionierung der 
Biokraftstoffe durch das Quotensystem ist einzustellen.

Kernenergie: Alternativen erforschen – 
Laufzeitverlängerung bis zu deren Umsetzung 
Die überhasteten Ausstiegsbeschlüsse aus der Kernkraft 
von 2002 und 2011 waren sachlich nicht begründet und 
wirtschaftlich schädlich. Solange die Stromversorgung 
nicht ausreichend gesichert ist, setzt sich die AfD dafür ein, 
eine Laufzeitverlängerung der noch in Betrieb befindlichen 
Kernkraftwerke übergangsweise zu gestatten.
Wir wollen die Forschung zur Kernenergie sowie Reaktor- 
und Kraftwerkstechnik wieder erlauben. Dabei sind selbst-
verständlich die nötigen Sicherheitsstandards einzuhalten. 
Die Nutzung der Kernenergie ist jedoch kein Selbstzweck 
und ihre zukünftige Ersetzung denkbar. Deshalb sind alle 
übrigen Energieformen weiter mit Nachdruck zu erforschen.
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13. Natur und Umwelt, Land- 
      und Forstwirtschaft

Wir wollen eine intakte und vielfältige Natur erhalten. 
Eine gesunde Umwelt ist die Lebensgrundlage für alle
Menschen und zukünftigen Generationen. Naturschutz 
darf nicht zu Lasten der Menschen gehen. Es muss
aber im Meer genau wie zu Lande auch Gebiete geben, 
in denen die Natur völlig sich selbst überlassen bleibt. 
Sogenannte Nullnutzungszonen sichern das Überleben von 
vielen seltenen Pflanzen- und Tierarten.

Unkontrollierten Ausbau der Windenergie stoppen
Den weiteren Ausbau der Windenergie in Deutschland 
lehnen wir ab. Er bringt mehr Schaden als Nutzen.
Windenergieanlagen sind nur noch ausnahmsweise an 
Standorten zuzulassen, an denen keine Beeinträchtigungen
für Menschen, Tiere oder das Landschaftsbild zu erwarten 
sind.

Tiere sind fühlende Wesen
Die AfD setzt sich für eine konsequente Umsetzung der 
Tierschutzgesetze ein. Tiere sind Mitgeschöpfe und keine 
Sachgegenstände. Als fühlende Wesen haben Tiere ein 
Recht auf eine artgerechte Haltung im privaten wie im 
kommerziellen Bereich.

Gentechnik und Saatgutvielfalt
Der Einsatz von Gentechnik in Medizin und Landwirt-
schaft ist nur nach sorgfältigster Prüfung durch benannte
Stellen in klar definiertem Rahmen zu genehmigen. Gen-
technisch veränderte Futter- und Lebensmittel oder aus
diesen gewonnene weiterführende Produkte sind zu kenn-
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zeichnen. Die Patentierung von genetischem Material und
von Saatgut geht einher mit einem zunehmenden Konzen-
trationsprozess im kommerziellen Saatguthandel. Daher 
setzt sich die AfD dafür ein, die Abhängigkeit unserer
Nahrungsmittelversorgung von wenigen multinationalen 
Großkonzernen zu verringern, die Saatgutvielfalt zu erhal-
ten und damit auch die Biodiversität unserer Nahrungs-
mittel.

Landwirtschaft: Mehr Wettbewerb, weniger Subventionen
Die AfD tritt dafür ein, dass landwirtschaftliche Flächen der 
Nahrungsmittelproduktion dienen und nicht zunehmend 
für andere Zwecke herangezogen werden. Wir sind davon 
überzeugt, dass moderne bäuerliche Betriebe mit Verwurze-
lung in den Regionen am besten geeignet sind, umwelt- und 
marktgerecht zu produzieren.
Die EU-Subventionen nach dem Gießkannenprinzip sowie 
bürokratische Überreglementierungen sind Schritt für 
Schritt zurückzufahren. Die AfD spricht sich ausdrücklich 
gegen den Einsatz des von der Weltgesundheitsorganisation 
als wahrscheinlich krebserzeugend eingestuften Glyphosat 
beim Pflanzenschutz aus, solange dessen Unschädlichkeit 
für Mensch und Tier nicht fundiert nachgewiesen ist.

Fischerei, Forst und Jagd: Im Einklang mit der Natur
Unsere Fischer sind beim Beseitigen von Wettbewerbsnachtei-
len zu unterstützen und an der Fangmengenfestlegung zu be-
teiligen. Wir lehnen es ab, die Stellnetzfischerei in Ostsee-
schutzgebieten generell zu verbieten und die Naturschutz -Kern-
zonen auszuweiten. Die AfD setzt sich für eine naturgemäße 
Waldwirtschaft ein, die eine ganzheitliche Betrachtung des 
Waldes in seiner ökonomischen, ökologischen und sozialen 
Funktion zum Ziel hat. Die AfD bekennt sich zu den bewähr-
ten Grundsätzen der waidgerechten Hege und Jagd.
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14. Infrastruktur, Wohnen 
      und Verkehr
Nach jahrelangen substanzgefährdenden Einsparungen im 
Bereich der Infrastruktur ist ein massiver Investitionsstau
eingetreten. Bei den anstehenden Aufgaben hat der Wert-
erhalt Priorität vor der Modernisierung und dem Neubau.

Öffentlich-Privat-Projekte: Transparenz statt Lobby
Die Rechnungshöfe sind bei öffentlichen Bauvorhaben und 
Öffentlich-Privat-Projekten gesetzlich zwingend mit einer 
dreistufigen (projektvorbereitenden, planungsbegleitenden 
und baubegleitenden) fachtechnischen Prüfung und Kos-
tenüberwachung zu beauftragen. Unternehmen der 
Öffentlichen Versorgung und der Daseinsvorsorge müssen 
in transparenten und demokratischen Strukturen organi-
siert werden. Die Leistungen sind an die Bürger grundsätz-
lich zu Gestehungspreisen abzugeben. Betriebsüber-
schüsse, Kapitalrücklagen oder Konzessionsabgaben dür-
fen keinesfalls als versteckte Steuern der Konsolidierung 
von Haushalten dienen, sondern müssen für Reparatu-
ren, Modernisierungen und Neuinvestitionen eingesetzt 
werden.

Straßen- und Schienennetz: Substanz erhalten
Die Reparatur, der Werterhalt, und die Beseitigung von 
Engpässen in Straßen und Schienennetzen haben im 
Verkehrsbereich Vorrang vor spektakulären Großprojek-
ten. Eine großräumige europaweite Verkehrsplanung für 
Straßen, Schienen, Wasserwege und im Luftverkehr ist in
einen ständig fortzuschreibenden Bundes-Verkehrswege-
plan einzubinden.

80	 Infrastruktur, Wohnen und Verkehr

Freie Nutzung der Verkehrsmittel ohne Schikanen
Die AfD ist strikt gegen verkehrspolitische Schikanen, mit 
denen ein Umstieg auf den öffentlichen Nah- und Fern-
verkehr erzwungen werden soll. Die Autofahrer werden 
auf Deutschlands Straßen durch immer mehr Geschwin-
digkeitsbeschränkungen behindert. Die AfD lehnt alle 
Beschränkungen aus anderen Gründen als der Verkehrssi-
cherheit ab.

Eine Perspektive für den ländlichen Raum
Die AfD will die ländlichen Regionen stärken. Zu einem 
lebenswerten ländlichen Raum zählen für uns eine
intakte bäuerliche Landwirtschaft, eine funktionsfähige 
mittelständische Wirtschaft und eine ausreichende Infra-
struktur.
Das grundgesetzlich verankerte Selbstverwaltungs- und 
Selbstbestimmungsrecht der Kommunen wollen wir 
wieder beleben. Die Benachteiligung ländlicher Gemein-
den bei der Finanzverteilung wollen wir beenden, um den 
Kommunen ihre Handlungsfähigkeit zurückzugeben.

Wohnungspolitik
Wir wollen mehr Wohneigentum schaffen. Wohneigentum 
fördert die Heimatbindung und den Wunsch, das eigene 
Umfeld zu bewahren und zu erhalten. Dafür sind geeignete 
Maßnahmen zu treffen. Die Absenkung der Grunderwerb-
steuer und die Stärkung der gemeinnützigen Wohnungs-
baugenossenschaften und Wohnungsgesellschaften gehö-
ren zu diesen Maßnahmen.
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Die AfD braucht mehr
Mitglieder und Ihre Spende

Sie sind neugierig auf die AfD und ihre Kandidaten geworden? 
Dann schauen Sie sich unsere Website afd.de und unsere 
facebook-Seite facebook.com/alternativefuerde an.

Sie wollen unsere aktuelle politische Arbeit und zukünftige Wahl-
kämpfe finanziell unterstützen und dazu beitragen, dass wir 
weiterhin erfolgreich für Ihre Interessen eintreten können? Hier finden 
Sie die notwendigen Informationen darüber, wie Sie für die AfD 
spenden und zugleich Steuern sparen können (afdspenden.de).
Denn der Gesetzgeber begünstigt Spenden für politische Parteien. 
Jede Spende hilft!

Alternative für Deutschland
Berliner Volksbank
IBAN: DE94 1009 0000 2661 2620 20
BIC: BEVODEBB

Sie wollen uns nicht nur wählen, sondern auch bei uns mitmachen? 
Darüber freuen wir uns ganz besonders. Schon mehr als 32.000 
Bürger sind in der Alternative für Deutschland aktiv. 
In den Kreis- und Landesverbänden sowie auf Bundesebene treffen 
wir uns regelmäßig, um über politische Themen zu diskutieren, 
gemeinsam Beschlüsse zu fassen und bei den Bürgern für die AfD 
zu werben. 

Jede Stimme für die AfD ist gut, aber Politik ist mehr als die Wahl 
der richtigen Partei. Werden Sie Mitglied in der AfD. Wir laden Sie 
gerne zu einem Kennenlerntreffen ein, bei dem wir mehr von Ihnen 
und Sie mehr von der AfD erfahren können.
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1.6 Lobbyismus eindämmen. 
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1	 Demokratie und Grundwerte 

V.i.S.d.P.:
Alternative für Deutschland (AfD),
vertreten durch den Vorstand,
dieser vertreten durch die Bundessprecher 
Prof. Dr. Jörg Meuthen und Tino Chrupalla
Schillstraße 9
10785 Berlin
Telefon: 030/22 05 69 60
Telefax: 030/22056962 9
E-Mail: kontakt@afd.de
Internet: www.afd.de 

      www.afdkompakt.de
Facebook: facebook.com/alternativefuerde 

      facebook.com/afdkompakt
Twitter: twitter.com/afd
Youtube: afdkompakt.tv 
Instagram: instagram.com/afd.bund 

Das Programm der AfD finden Sie auch unter
www.afd.de/grundsatzprogramm

Unterstützen Sie uns mit Ihrer Spende:
www.afdspenden.de
paypal@alternativefuer.de

Bankverbindung für Ihre Spende:
Alternative für Deutschland
Berliner Volksbank
IBAN: DE94 1009 0000 2661 2620 20
BIC: BEVODEBB
Bitte geben Sie im Betreff mit an:
Spende + vollständige Adresse bzw. Mitglieds-ID

Mitglied werden – Mitmachen – Mitentscheiden:
www.afd.de/mitwirken

www.afd.de/sozialkonzept


